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10er-Regel der Fehlerkosten 
Erfahrungsregel aus dem Qualitätsmanagement, 
dass die Kosten der Fehlerverhütung bzw. Fehlerbe-
hebung in jeder Phase um den Faktor 10 steigen: 
wenn Fehler nicht bei Planung und Entwicklung ver-
hütet werden, sondern erst durch Korrekturen bei der 
Gestaltung der Arbeitsschritte und Prozesse 
(Ablauforganisation) oder der Fertigung bemerkt 
werden ... Mehr ... 

4-Kreise-Modell 
Modell der Schweizer Bundesverwaltung, das die 
Aufgabenträger je nach politischem Steuerungsbe-
darf in 4 Kategorien einordnet: je geringer der politi-
sche Steuerungsbedarf, desto unabhängiger der 
Aufgabenträger. Mehr ... 

80-20-Regel 
(Pareto-Prinzip, 80-Prozent-Methode, Ungleichvertei-
lungsregel) Erfahrungsregel einer typischen Un-
gleichverteilung: z. B. stehen Aufwand und Ertrag oft 
in einem nicht-linearen Verhältnis: 80% der Arbeit 
lässt sich mit 20% Aufwand erledigen. Die restlichen 
20% erfordern dagegen 80% Aufwand, also vier mal 
so viel: "Perfektion" ist anstrengend und teuer (diffe-
renzierter das Gossensche Gesetz des abnehmen-
den Grenznutzens). Entsprechendes gilt für Fehler 
… Mehr ... , ABC-Analyse, Priorisierung 

 Ergebnis 
 

80%

20%  Aufwand  

360°-Beurteilung / -Feedback 
Umfassende Beurteilung von Mitarbeitenden durch 
alle Personen, die etwas zur Einschätzung beitragen 
können: Selbsteinschätzung des/der Mitarbeitenden, 
Einschätzung der Kolleginnen und Kollegen, ggf. 
unterstellten Mitarbeitenden, Kundinnen und Kunden 
zusätzlich zur Einschätzung durch die Führungskraft. 
Entsprechend verwendbar in der Ausbildung: Selbst-
einschätzung des/der Auszubildenden (damit auch 
Stärkung der Lernkompetenz), der Mitglieder der 
Lerngruppe und aller anderen, die an der Ausbildung 
beteiligt sind, bei Einsatz in der Praxis auch der Mit-
arbeitenden dort. Mehr ... 

ABC-Analyse / Pareto-Analyse 
Verfahren zur Priorisierung (von Aufgaben, 
Problemen, Produkten oder Aktivitäten) durch Drei-
teilung: A = sehr wichtig oder dringlich, B = wichtig 
oder dringlich, C = weniger wichtig oder dringlich. 

Um eine Priorisierung zu erzwingen (oft werden zu 
viele Prioritäten festgelegt ohne anzugeben, was 
nachrangig ist), kann es sinnvoll sein festzulegen, 
wie viel Prozent maximal mit "A" bzw. "B" klassifiziert 
werden dürfen. Bei der Priorisierung besteht z. T. ein 
Zusammenhang mit der 80-20-Regel: Produkte be-
stehen zu 80% aus 20% der Komponenten; 20% der 
Fehlerursachen sind für 80% der Fehler verantwort-
lich. Dann dient die ABC-Analyse dazu, die begrenz-
ten Kapazitäten sinnvoll einzusetzen. 

ABC/XYZ-Analyse 
Erweiterung der ABC-Analyse um eine weitere Di-
mension, z. B. wird die Fehlerwahrscheinlichkeit mit 
ABC klassifiziert, die Fehlerschwere mit XYZ. Es 
ergibt sich eine Matrix mit 9 Feldern. Oberste Priori-
tät haben die als A/X klassifizierten Ereignisse. 

Ablauforganisation 
Prozessorganisation: "Wie, wann, wo, womit wird die 
Aufgabe erfüllt?" Insbesondere die Gliederung der 
Arbeit in einzelne Schritte, zeitliche Reihenfolge der 
Arbeitsschritte, Einsatz von Sachmitteln (Computer-
programme, IT-gestützte Prozesse (Workflow), aber 
auch Vordrucke, die ein wichtiges Instrument der 
Ablaufgestaltung sind!), räumliche Gliederung des 
Arbeitsprozesses, usw. 

Heute wird der Gestaltung der Ablauforganisation 
("Geschäftsprozessoptimierung") zeitlicher und sach-
licher Vorrang vor der Gestaltung der Aufbauorgani-
sation eingeräumt … Mehr … 

Absatz 
1. eine betriebliche Grundfunktion, die Abgabe und 
Verwertung der Leistung(en) des Betriebes gegen-
über der Außenwelt (Kunden, Klienten), einschließ-
lich der Aktivitäten zur Förderung des Absatzes 
(Werbung) bzw. des "Marketing"; 2. Menge und/oder 
Wert der abgesetzten Leistung; 3. die entsprechen-
den Einheiten eines Betriebes. Bei Dienstleistungen, 
entsprechend auch in der öffentlichen Verwaltung, 
fallen die Phasen "Produktion" und "Absatz" oft zu-
sammen, z. B. bei Auskünften, Genehmigungen. 

Abschreibung 
1. Kostenart, die die Wertminderung durch Nutzung 
von längerlebigen Wirtschaftsgütern (Anlagevermö-
gen) erfasst. Die Wertminderung kann durch (blo-
ßen) Zeitablauf entstehen (z. B. bei Gebäuden) und 
wird dann ermittelt durch Verteilung der Anschaf-
fungsausgaben auf die Nutzungsdauer. Zusätzlich 
kann das Ausmaß der Nutzung (z. B. Fahrleistung 
eines PKW) zu berücksichtigen sein. 

Die Verteilung der Abschreibung über die Jahre kann 
gleichmäßig (= linear) oder degressiv (= mit höherem 
Abschreibungssatz beginnend und dann schrittweise 
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abnehmend, entsprechend dem tatsächlichen Wert-
verlauf ) erfolgen. Es handelt sich um kalkulatorische 
Kosten. 

2. Das Verfahren zur Ermittlung der anteiligen 
Kosten pro Rechnungsperiode. 

Zur Vereinfachung werden Vermögensgegenstände 
bis zu einem Wert von 410 Euro (netto, d. h. ohne 
MWSt, brutto 475,60 Euro) sofort abgeschrieben 
(entsprechend der Regelung in § 6 Abs. 2 Einkom-
mensteuergesetz). Mehr ...  

Steuerliche Bezeichnung: AfA = Absetzung für Ab-
nutzung. 

Absentismus 
Fernbleiben vom Arbeitsplatz, insbesondere auch 
Häufigkeit und/oder Dauer des Fernbleibens in ei-
nem bestimmten Zeitabschnitt als Kennzahl. Grund 
kann - außer wirklicher Krankheit - das Unwohlsein 
aufgrund der Arbeitsbedingungen oder -umstände 
sein, im Einzelfall auch Mobbing. 

"Absentismus" als Quote der abwesenden Beschäf-
tigten ist eine mögliche Kennzahl für das Betriebs-
klima, allerdings sollten regelmäßige Mitarbeiterbe-
fragungen aussagefähigere Informationen für das 
Personalmanagement liefern. Gegenteil: Präsentis-
mus 

Abteilung 
eine unbefristete Zusammenfassung von Aktions-
einheiten, z. B. Referaten, unter einer gemeinsamen 
Instanz. In der öffentlichen Verwaltung ist die Abtei-
lung i. d. R. eine höhere Organisationsstufe, d. h. die 
Zusammenfassung von Basiseinheiten, in der Pri-
vatwirtschaft wird dagegen die Zusammenfassung 
von Ausführungsstellen unter der (ersten) Instanz als 
Abteilung bezeichnet - sie ist dort also die Basisein-
heit (vgl. etwa die Bezeichnung "Personalabteilung"). 

Abzinsung (Diskontierung) 
Umrechnung einer zukünftigen Zahlung auf den 
Zeitwert. Zahlungen zu späteren Zeitpunkten sind 
wirtschaftlich weniger wert als Zahlungen heute, weil 
das Geld in der Zwischenzeit nicht nutzbringend 
verwendet, z. B. gegen Zinsen angelegt werden 
kann. Deshalb ist der später zu zahlende Geldbetrag 
abzuzinsen, um seinen aktuellen Wert (den Zeitwert) 
zu ermitteln. Abzinsung ist ein wichtiges Element der 
Kapitalwertmethode zur Beurteilung der monetären 
Seite von Alternativen, insbesondere bei 
Investitionen (Investitionsrechnung), aber auch der 
Kosten-Nutzen- und der Kosten-Wirksamkeits-
Analyse. Zur Berechnung der Abzinsungsfaktoren 
siehe die Abzinsungstabelle. 

ADV 
Automatisierte Datenverarbeitung, synonym mit DV, 
EDV, IT 

affektiv 
gefühlsmäßig, die Einstellung zu Fragen/Dingen 
betreffend - im Gegensatz zu rational oder logisch 
und kontrolliert oder kognitiv 

AfO »Ausschuss für Organisationsfragen der Bun-
desministerien 

Agentur (engl.: Agency) 
eine verselbständigte nachgeordnete Einrichtung 
(Behörde). Agenturen werden als weitere Form der 
"Steuerung auf Abstand" nach dem Vorbild anderer 
Staaten der OECD auch bei uns diskutiert. Sie unter-
liegen nicht der klassischen Fachaufsicht, sondern 
werden über Zielvereinbarungen und Globalbudgets 
gesteuert, soweit sie Aufgaben nicht noch stärker 
eigenverantwortlich wahrnehmen (wie z. B. Kartell- 
und Regulierungsbehörden, die Bundesnetzagentur). 
Mehr ..., »Globalsteuerung 

Agiles Projektmanagement 
Oberbegriff für eine Reihe von Projektmanagement-
konzepten, insbesondere für die Software-
Entwicklung, die komplexe Vorhaben flexibel, aber 
mit geringem bürokratischen Aufwand und wenigen 
Regeln steuern und dazu spezifische Vorgehenswei-
sen und Instrumente bereitstellen. Sie sind durch 
Rollen und wenige Regeln bei iterativem Vorgehen 
und Feedback auf allen Ebenen gekennzeichnet. 
Konzepte sind insbesondere Scrum (siehe dort ex-
emplarisch zu Charakteristika agiles Projektmana-
gements), Crystal, Extreme Programming (XP), Fea-
ture Driven Development (FDD). 

Akkreditierung 
Anerkennung / Zulassung einer Stelle (z. B. des 
TÜV, eines Ingenieurbüros, eines Beratungsunter-
nehmens oder einer speziell für diese Aufgabe ge-
gründeten Firma), bestimmte Überprüfungen vorzu-
nehmen und darüber Bescheinigungen auszustellen; 
im Qualitätsmanagement: Anerkennung zur Vergabe 
von Zertifikaten, im Hochschulbereich: u. a. zur An-
erkennung eines Studienganges nach den Bologna-
Kriterien bzw. nationalen Kriterien ... Mehr ...  

Akte 
Zusammenstellung von sachlich zusammengehöri-
gen Dokumenten, die als Einheit behandelt und zi-
tiert werden, i. d. R. mit dem Aktenzeichen. Ziel ist, 
alle vorhandenen schriftlichen Informationen in der 
Angelegenheit jederzeit verfügbar zu halten. Mehr ...  

Aktenmäßigkeit 
siehe Schriftlichkeit 
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aber nicht durch wissenschaftliche Verfahren abge-
leitet und/oder überprüft worden ist; "Praktikerlehre", 
die wegen des Fehlens wissenschaftlicher Theorien 
teils unumgänglich ist, teilweise aber unabhängig 
davon vertreten wird. 

Amortisation 
Wiedergewinnung von investierten Mitteln, d. h. der 
Anschaffungswert wird durch finanzielle Vorteile (Er-
löse oder - für die öffentliche Verwaltung oft - Einspa-
rungen) in der Folgezeit mindestens ausgeglichen. 
Die Zeitdauer wird ermittelt mit der Amortisations-
rechnung. 

Amortisationsrechnung 
Rechnung zur Ermittlung der Sicherheit einer In-
vestition, d. h. der Zeitdauer der Kapitalbindung: die 
Dauer, bis der Anschaffungswert der Investition 
durch finanzielle Vorteile ausgeglichen sind - Amorti-
sationsdauer oder "Pay-off-Periode". Vorteile können 
bestehen in (zusätzlichen) Erlösen oder - für die öf-
fentliche Verwaltung oft - Einsparungen. Eine Investi-
tion ist um so sicherer (risikoärmer), je kürzer die 
Amortisationsdauer ist - eine in der öffentlichen Ver-
waltung nicht immer relevante Problematik. Das Ver-
fahren beurteilt also nicht die Wirtschaftlichkeit, dazu 
sind andere Verfahren besser geeignet, die zusätzli-
che Faktoren berücksichtigen, z. B. den Zinssatz für 
die Bewertung der Kapitalbindung: Kostenvergleichs-
rechnung, den Zinsfuß- und Zeitfaktor: Kapitalwert-
methode. 

Für die öff. Verw. ist immer auch der Nutzen der 
Alternativen zu prüfen, es gilt das Gebot wirtschaftli-
chen Handels. Die Gefahr des Wegfalls des Nutzens 
(einschließlich der Wahrscheinlichkeit eines Weg-
falls) kann auch in einer Nutzwertanalyse berück-
sichtigt und damit in eine für die öffentliche Verwal-
tung sinnvolle Gesamtbewertung einbezogen wer-
den. 

Analyse 
Zerlegung, Untersuchung und Ordnung von Informa-
tionen oder (ermittelten) Sachverhalten 
(»Aufgabenanalyse, Arbeitsanalyse) 

Änderungsmanagement 
siehe Change Management 

Anordnung 
siehe Weisung 

Anschaffungswert / Herstellungswert 
(Anschaffungskosten / Herstellungskosten) Anschaf-
fungswert ist die Summe aller Aufwendungen, die 
geleistet werden, um einen Vermögensgegenstand 
nutzungsbereit zu erwerben. Er ist damit gleichzeit 
der Anfangswert, der die Grundlage für die Ermitt-

lung kalkulatorischer Kosten (Abschreibung, kalkula-
torische Zinsen, Wagniskosten) bildet. Er errechnet 
sich aus dem Anschaffungspreis abzüglich Preis-
minderungen zuzüglich der Anschaffungsnebenkos-
ten, bei Immobilien z. B. Erschließungskosten, 
Grunderwerbsteuer, Notar- und Gerichtskosten. Der 
Herstellungswert entspricht der Summe der Materi-
al- und Fertigungseinzelkosten, unmittelbar zure-
chenbaren Material- und Fertigungsgemeinkosten 
können oder müssen einbezogen werden ... Mehr ...  

Anspruchsgruppen 
siehe Stakeholder 

Antinomie 
nicht aufhebbarer Widerspruch zwischen zwei Aus-
sagen (so die allgemeine Bedeutung) bzw. der Ge-
gensatz / das Spannungsverhältnis zwischen sozia-
len Positionen, Kräfte oder Gruppen, der/das nicht 
auflösbar ist, weil die Ursachen bzw. Hintergründe 
nicht in absehbarer Zeit behebbar sind (z. B. Gegen-
sätze aufgrund unterschiedlicher ethnischer Her-
kunft, Religion, Sprache, wirtschaftlicher Stellung - 
sozialwissenschaftliche Bedeutung). Der Gegensatz 
erzeugt eine latente Spannung und muss kein offe-
ner Konflikt sein/werden. 

Arbeit 
Organisatorisch: Tätigkeit zur Erfüllung von 
Aufgaben oder Aufträgen. Ökonomisch: menschliche 
Tätigkeit zur Befriedigung materieller oder geistiger 
Bedürfnisse des einzelnen oder der Allgemeinheit. 
Einer der Produktionsfaktoren der Volkswirtschafts- 
und der Betriebswirtschaftslehre. In der BWL wird 
zwischen ausführender (unmittelbar wertschöpfen-
der) und dispositiver (leitender) Arbeit unterschieden. 

Arbeitsablauf 
der Arbeitsprozess, die Abfolge von Arbeitsschritten 
zur Erstellung von Leistungen/Produkten, heute vor-
wiegend ganzheitlich als Geschäftsprozess betrach-
tet. 

Arbeitsanalyse 
1. organisatorisch: als Fortsetzung der Aufgaben-
analyse systematische Zerlegung (Gliederung) der 
Aufgaben in ihre gedanklich (!) unterscheidbaren 
Elemente für die Gestaltung der Aufgabenerfüllung 
im einzelnen (Ablauforganisation); auch: das Ergeb-
nis dieser Gliederung; 2. personalwirtschaftlich: Er-
mittlung der an einem Arbeitsplatz vorhandenen An-
forderungen als Grundlage für die Arbeitsbewertung 
(hauptsächlich nach den Anforderungsarten Können, 
Belastung, Verantwortung, Arbeitsbedingungen). 



 Online-Verwaltunglexikon olev.de 

Arbeitsanweisung Aufbauorganisation 

 7 

Arbeitsanweisung 
ablauforganisatorische Regelung für konkrete Auf-
gaben, Arbeitsprozesse oder Teile davon, die sich an 
die daran beteiligten Beschäftigten richtet. Die Be-
zeichnung kann auch anders lauten, da es keinen 
Standard gibt. 

Arbeitsgruppe 
eine i. d. R. aus konkretem Anlass und vorüberge-
hend gebildete Gruppe mit nebenamtlichen Mitglie-
dern ohne die formale Struktur einer Projektgruppe. 
Sie kann z. B. den Auftrag haben, ein Vorhaben, das 
zu klein für ein Projekt ist, durchzuführen, oder kon-
krete Koordinationsaufgaben erledigen. 

Arbeitsleistung 
geleistete (erbrachte) Arbeit pro Zeiteinheit; Arbeits-
menge (z. B. Zahl bearbeiteter Werkstücke), die in 
einer Zeiteinheit (Stunde, Schicht, Woche) erreicht 
wird; bei Verwaltungstätigkeiten häufig identisch mit 
der Netto-Arbeitszeit, wenn und soweit die Leistung 
nicht anders quantifiziert werden kann (vgl. 
Normalarbeitsleistung). 

Arbeitsplatz 
Der räumliche Ort, an dem eine Person arbeitet (ein 
Arbeitsplatz kann bei mehreren Arbeitsschichten im 
Laufe eines Tages von mehreren Arbeitskräften ver-
wendet werden); in der öffentlichen Verwaltung häu-
fig ungenau gleichbedeutend mit »Stelle bzw. 
»Dienstposten verwendet. 

Arbeitsproduktivität 
Ergiebigkeit von menschlicher Arbeit, gemessen als 
Verhältnis Output zu Arbeitseinsatz, z. B. Zahl bear-
beiteter Werkstücke pro Arbeitsstunde oder Wert-
schöpfung pro Arbeitsstunde. 

Arbeitsteilung 
Zerlegung einer Aufgabe in Teilaufga-
ben, die von verschiedenen Akteuren 
(Menschen, Referaten, Unternehmen, 
Ländern (internationale Arbeitsteilung)) 
wahrgenommen werden. Die Zerle-
gung schafft das Folgeproblem der 
Koordination, weil die Teilbeiträge so 
organisiert und gesteuert werden müs-
sen, dass sie das gewünschte Ergeb-
nis erreichen. Formen der Arbeitstei-
lung sind Mengenteilung und 
Spezialisierung (Zentralisierung). Ar-
beitsteilung ist ein Merkmal der 
Aufbauorganisation. Mehr ...  

Arbeitswissenschaft 
siehe Ergonomie 

Art(en)teilung 
siehe Spezialisierung, zusammenfassend s. Arbeits-
teilung. 

ASPA 
American Society for Public Administration, die füh-
rende US-amerikanische Vereinigung für Verwal-
tungsmanagement und Partner des United Nations 
Global Online Network On Public Administration and 
Finance UNPAN. Sie dokumentiert u.a. den Stand 
der Wirkungsmessung und Leistungsbewertung von 
Bundesverwaltung und der Verwaltung der Einzel-
staaten (Performance Measurement) und äußert sich 
gegenüber den neu gewählten Präsidenten mit Vor-
schlägen zur Reformpolitik. 

Assessment 
Einschätzung, Bewertung, vor allem der Befähigung / 
des Potenzials von Mit-
arbeitern 

Assessment Center 
(AC) 
Eignungsdiagnostischen 
Verfahren zur Beurtei-
lung der Befähigung, 
indem mehrere geschul-
te Beobachter ("Asses-
soren") das Verhalten 
der Teilnehmenden z. B. 
in typischen Situationen 
aus dem betrieblichen 
Alltag nach festgelegten Kriterien bewerten. Jedes 
AC muss speziell für die betriebliche Situation entwi-
ckelt werden … Mehr … 

Audit (engl.: audit) 
Systematische Überprüfung und 
Bewertung durch Fachleute nach 
vorgegebenen Checklisten. Defini-
tion in der Qualitätsnorm ISO 
9000:2000: "Systematischer, unab-
hängiger und dokumentierter Pro-
zess zur Erlangung von Nachwei-
sen und zu deren objektiver Aus-
wertung, um festzustellen, inwieweit 
Auditkriterien erfüllt sind". Mehr ...  

Aufbauorganisation 
(neuer Sprachgebrauch: "Struktur") 
"Wer macht was?": das Grundgefü-
ge, die Verteilung der Aufgaben auf 
Aktionseinheiten, also insbesonde-
re die Arbeitsteilung durch Bildung 
von Stellen/Dienstposten, Refera-

ten, Abteilungen, unter Berücksichtigung der Prob-

Das Assessment Center aus 
Sicht des "Peter-Prinzips":

 
" Der Hauptunterschied 

zwischen getesteten und 
ungetesteten Angestellten 
liegt darin, dass die getes-

teten ihre  
Stufe der Unfähigkeit ... 

in kürzerer Zeit erreichen." 

Peter und Hull, Das Peter-
Prinzip, 2001, S. 104 

Mengenteilung

Objekt

Verrichtung

Rang

Phase

Zweckbeziehung

Spezialisierung
nach

Arbeitsteilung

Abbildung: Formen der 
Arbeitsteilung und Spezialisie-
rung 
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Ausgaben 
Zahlungen und andere finanzielle Vorgänge (z. B. 
Verrechnung des Kaufpreises mit Gegenforderung); 
wichtig: Ausgaben sind nicht automatisch »Kosten, 
weil mit ihnen gleichzeitig Vermögenszugänge ver-
bunden sein können, so dass keine Veränderung 
des Vermögens entsteht ("Tausch Geld gegen Wa-
re") (»Kosten, »Einnahmen) 

Auslastung (-sgrad) 
Verhältnis der tatsächlichen Leistung (Ist-Leistung) 
oder der Nachfrage zur möglichen Leistung 
(»Kapazität = Kann-Leistung) 

Ausschuss für Organisationsfragen (AfO) 
der Bundesministerien: ressortübergreifender Aus-
schuss unter dem Vorsitz und der Geschäftsführung 
des Bundesministeriums des Innern (Referat O 1), 
gemäß § 20 Abs. 1 der GGO der Bundesministerien. 
Mitglieder sind die Leitungspersonen der Organisati-
onsreferate der Bundesministerien an, beratend sind 
der Bundesrechnungshof und der Bundesbeauftragte 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung vertreten, 
ständige Gäste sind die Leitungen der Organisati-
onsreferate von Bundestag, Bundesrat, Bundespres-
seamt und Bundesverfassungsgericht. 

Autopoiese 
Fähigkeit von Systemen, die eigenen Elemente, aus 
denen sie bestehen, selbst zu produzieren, wie es 
für biologische Systeme typisch ist. Damit potenziert 
sich die Möglichkeit, sich von der Umwelt unabhän-
gig zu machen. Entsprechendes gilt für Organisatio-
nen, bei ihnen ist jedoch die Gefahr eines Eigenle-
bens unabhängig von Umweltanforderungen und den 
vorgegebenen Aufgaben verbunden mit der Chance, 
Autopoiese zur Optimierung aus eigener Kraft zu 
nutzen. »System, Selbstreferenz 

AWV 
Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung 
e.V. Gemeinnütziger Verein zur Förderung von Effi-
zienz und Effektivität der Verwaltung, sowohl der 
öffentlichen als auch der Verwaltung der Wirtschaft. 
Website der AWV: http://www.awv-net.de 

back office 
Kundenfernes "Hintergrundbüro" im Gegensatz zum 
front office, wo der Kunde sein Anliegen vorbringt. Im 
back office werden alle Tätigkeiten verrichtet, die 
nach der Tätigkeit im front office noch anfallen, z. B. 
Bewilligungsbescheid erstellen, Auszahlung anord-
nen. Siehe die Abbildung zu E-Government. Die 
Unterscheidung wird auch für Funktionsbereiche von 
Software verwendet. 

Balanced Scorecard (BSC) 
"Ausgewogener Berichtsbogen": Ein Management-
konzept zur Umsetzung einer Unternehmenskonzep-
tion (Vision und Strategie) in ein konsistentes System 
von "strategischen" Zielen und Maßnahmen. Ziele, 
Messgrößen und strategische Aktionen bilden die für 
den langfristigen Erfolg wichtigen Dimensionen ab: 
Finanz-, Kunden-, Prozess-, Lern- und Innovations-
perspektive, also sowohl Ergebnisse (Spätindikato-
ren, insbesondere Finanzziele) als auch kritische 
Erfolgsfaktoren für die Zukunft (Frühindikatoren, ins-
besondere Lern- und Entwicklungsperspektive). Da-
bei stehen die Finanzziele an der Spitze der Zielpy-
ramide, weil sie die Interessen der Anteilseigner rep-
räsentieren, die Ziele der anderen Dimensionen tra-
gen zur Erreichung der Finanzziele bei, sind Mittel 
zum Zweck. ... Mehr ...  

Für die öffentliche Verwaltung ist das Konzept mit 
der Änderung verwendbar, dass Wirkungs- und Leis-
tungsziele die erste Dimension bilden und an der 
Spitze der Zielpyramide stehen ... Mehr ...  

Balkendiagramm (Gantt-Diagramm) 
Allgemein: Grafische Darstellung von Werten oder 
Mengen durch unterschiedlich grosse Balken, ver-
wandt: das Säulendiagramm, bei dem die Werte als 
senkrechte Blöcke dargestellt werden. Zeitplanung: 
eine einfach zu handhabende Darstellungstechnik für 
den zeitlichen Ablauf von Vorhaben und Projekten. 
Es besteht aus einer Vorgangsliste, der Balken pa-
rallel zur Zeitachse zugeordnet werden. Damit kann 
der Stand des Vorhabens sofort abgelesen werden. 
Für komplexere Vorhaben weniger geeignet, da die 
Abhängigkeiten und Pufferzeiten schlecht abzubilden 
sind, dafür wird dann ein Netzplan verwendet. 

Basiseinheit 
Erste - unterste - Organisationseinheit aus Ausfüh-
rungskräften und der ersten »Instanz, z. B. Referat. 

BBB 
Die früher selbständige Bundesstelle für Büroorgani-
sation und Bürotechnik mit speziellen Zuständigkei-
ten und hilfreichen Veröffentlichungen zu Fragen von 
Verwaltungsorganisation und -modernisierung wurde 
später in das Bundesverwaltungsamt integriert und 
existiert nicht mehr als eigenständige Organisations-
einheit, das Angebot ist in dem bund.de-
Zielgruppenbereich „Verwaltung und Institutionen“ zu 
finden. 

Bearbeiter / Bearbeiterin 
Die Person, die für das Tätigwerden in einer Sache 
zuständig ist, unabhängig von der dienstlichen Stel-
lung, d. h. "Bearbeiter/in" kann z. B. die Referats-
leitung sein, wenn sie bestimmte Vorgänge selbst 
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tel, Werkstoffe) für die Erfüllung der Zwecke der Insti-
tution. 

Bescheid 
verwaltungsrechtlich: schriftlicher Verwaltungsakt, im 
allgemeinen Sprachgebrauch: Information über eine 
Entscheidung. 

best practice 
("hervorragende Praxis") 1. Vorbildliche und nach-
ahmenswerte Verfahrensweisen: Lösungen oder 
Verfahrensweisen, die zu Spitzenleistungen führen 
und als Modell für eine Übernahme in Betracht kom-
men (Voraussetzungen für eine Übernahme; vor 
einer mechanischen Übernahme ist zu warnen!). 2. 
Das Vorgehen, solche Verfahren zu ermitteln und für 
die Verbesserung der eigenen Prozesse zu nutzen, 
oft als Weiterführung von Benchmarking. Best practi-
ce ist ein pragmatisches Verfahren. Es systematisiert 
Erfahrungen erfolgreicher Organisationen (oft auch 
Konkurrenten) oder Anwender usw., vergleicht un-
terschiedliche Lösungen, die in der Praxis eingesetzt 
werden, bewertet sie anhand betrieblicher Ziele, und 
legt auf dieser Grundlage fest, welche Gestaltungen 
und Verfahrensweisen am besten zur Zielerreichung 
beitragen. Wichtige Elemente sind also: Mehr ...  

"Best Practice" heißt: Mit Stolz abkupfern. 

Best-Practice-Kriterien 
Kriterien für die Bewertung von Beispielen als vor-
bildlich und nachahmenswert. Mehr ... (Kriterien-
Liste) 

Betrieb 
Wirtschaftseinheit, die Güter oder Dienstleistungen 
(= Produkte) für den Bedarf Außenstehender 
(Fremdbedarf) erstellt und abgibt. In diesem Sinne 
sind auch Behörden, Ämter, öffentliche Einrichtungen 
"Betriebe", sie werden z. T. als "Verwaltungsbetrie-
be" bezeichnet. Betrieb wird häufig auch (normativ) 
definiert als planvoll organisierte Wirtschaftseinheit, 
in der Produktionsfaktoren unter Beachtung des 
ökonomischen Prinzips eingesetzt werden, um 
Sachgüter oder Dienstleistungen zu erzeugen und 
abzusetzen. Gegensatz: Familie, Haushalt (Wirt-
schaftseinheit zur Deckung des eigenen Bedarfs). 
Die Abgrenzung zu Unternehmen (Unternehmung) 
ist problematisch, das Wort "Betrieb" wird teilw. syn-
onym verwendet. 

betriebliche Gesundheitsförderung (BGF) 
umfasst alle gemeinsamen Maßnahmen von Arbeit-
gebern, Arbeitnehmern und Gesellschaft zur Verbes-
serung von Gesundheit und Wohlbefinden am Ar-
beitsplatz. Dies kann durch eine Verknüpfung fol-

gender Ansätze erreicht werden: Verbesserung der 
Arbeitsorganisation und der Arbeitsbedingungen 
Förderung einer aktiven Mitarbeiterbeteiligung Stär-
kung persönlicher Kompetenzen. 

Betriebsmittel 
alle Einrichtungen und Anlagen, die technische Vor-
aussetzung für die betriebliche Produktion sind, ohne 
beim Produktionsprozess verbraucht zu werden (im 
Gegensatz zu Werkstoffen), z. B. Grundstücke, Ge-
bäude, Maschinen, Büroeinrichtungen, auch Compu-
tersysteme, Werkzeuge aller Art. »Produktions-
faktoren 

Betroffene(r), Betroffenheit 
jemand, bei dem Auswirkungen von Entscheidungen 
und Entwicklungen eintreten (objektive Betroffenheit) 
oder der solche Auswirkungen für möglich, wahr-
scheinlich oder sicher hält (subjektive Betroffenheit). 
Die Kennzeichnung als Betroffene(r) lässt offen, wie 
diejenige/derjenige dazu steht und ob sie/er ggf. 
darauf reagiert: durch Versuch der Einflussnahme 
auf die Entwicklung (aktiv) oder durch angepasstes 
Verhalten (reaktiv), im Extremfall: Verzicht auf Aktivi-
täten, Investitionen, Wegzug: siehe Aktivitätsniveaus. 
Betroffenen sind also nicht zwangsläufig auch 
Akteure, siehe Arten von Stakeholdern. 

Beurteilung (Personal-
/Mitarbeiterbeurteilung) 
Bewertung von Leistung (Leistungsbeurteilung) und 
Befähigung (Potenzialbeurteilung) als Grundlage für 
Personalplanung und Personalmaßnahmen (Perso-
naleinsatz, Personalentwicklung, Beförderungen). 
Mehr ...  

Bewertungskriterium 
siehe Kriterium 

Bewertungstechnik(en) 
Technik(en) zum möglichst rationalen Vergleich von 
Lösungs- (Entscheidungs-) alternativen nach einheit-
lichen Kriterien als Grundlage für die Auswahl derje-
nigen Alternative, mit der die gesetzten Ziele am 
besten erreicht werden können; insbesondere 
Kostenvergleichsrechnung, Nutzwertanalyse (Stu-
dienmaterial...). Die Auswahl der Technik steht ihrer-
seits unter dem Rationalitätsgebot, muss also selbst 
rational - auch im Sinne einer vertretbaren Zweck-
Mittel-Relation (Wirtschaftlichkeit) - sein. 

BHO - Bundeshaushaltsordnung 
Bundesgesetz, das die Haushaltswirtschaft des Bun-
des einschließlich Rechnungslegung und Prüfung 
durch den Bundesrechnungshof regelt. Die BHO 
übernimmt, konkretisiert und ergänzt die für Bund 
und Länder gemeinsamen Regelungen des Haus-



 Online-Verwaltunglexikon olev.de 

Bilanz BRH 

 13 

haltsgrundsätzegesetzes (HGrG) - die derzeit (An-
fang 2009) überarbeitet werden. 

Wichtig für die Interpretation und Anwendung des 
Gesetzes sind die ausführlichen Verwaltungsvor-
schriften zur Bundeshaushaltsordnung (VV-BHO), 
die der Bundesfinanzminister aufgrund der Ermäch-
tigung in § 5 BHO erlassen hat. Sie werden durch 
weitere Regelungen ergänzt, z. B. durch die "Arbeits-
anleitung Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen" des Bundesfinanzministeriums. 

Bilanz 
Gegenüberstellung des nach bestimmten Regeln 
bewerteten Vermögens und der Verbindlichkeiten zu 
einem Stichtag, um den Erfolg bzw. den Stand des 
Vermögens zu ermitteln. Anlage- und Umlaufvermö-
gen werden auf der Aktivseite aufgeführt, Verbind-
lichkeiten auf der Passivseite. Die Differenz ergibt 
das Eigenkapital, vgl. § 266 HGB. Zum Gesamtkon-
zept eines neuen Rechnungswesens siehe den 
Beitrag zur Doppik. 

Im übertragenen Sinne: Gesamtsicht mit zusammen-
fassender Bewertung der Vor- und Nachteile. 

Bildungscontrolling 
Controlling von Bildungsaktivitäten, insbes. von be-
trieblicher Fort- oder Weiterbildung mit dem Ziel, 
Planung, Durchführung und Kontrolle der Bildungs-
aktivitäten durch kontinuierliche Informationen zu 
unterstützen, diese aufzubereiten und Empfehlungen 
zu geben. Es unterstützt damit auch 
Personalentwicklung und Personalmanagement. 
Mehr ...  

BIP 
siehe Bruttoinlandsprodukt 

Blog 
siehe Weblog 

Blended Learning 
"gemischtes" Lernen, das technikunterstütztes Ler-
nen (CBT oder WBT) mit Präsenzlernen (Lernen mit 
Lehrperson, Gruppen- oder Projektarbeit usw.) kom-
biniert. 

Bonität 
Kreditwürdigkeit, oft durch Rating ermittelt und in 
standardisierten Kategorien ausgedrückt. Die öffent-
liche Verwaltung ist i. d. R. kreditwürdig und deshalb 
auch in der Lage, Kredite zu besonders günstigen 
Bedingungen zu erhalten. Anders u. U. bei privaten 
Anbietern, auf die ein Teil der Leistungserbringung 
übertragen worden ist (Outsourcing), oder bei der 
Gründung von Gesellschaften des privaten Rechts 
im Rahmen materieller Privatisierung. 

bottom up 
Vorgehensweise von unten nach oben , z. B. bei der 
Planung, der Entwicklung von Konzeptionen wie 
einem Leitbild, von Zielen/Zielvereinbarungen usw. 
Vorschläge werden an der Basis entwickelt und dann 
nach oben weitergegeben.Gegensatz: top down. 
Kombination ist das Gegenstromverfahren. 

BPMN (Business Process Modelling Notati-
on) 
Ein von der internationalen Object Management 
Group OMG entwickelter offener Standard für die 
Darstellung, Modellierung, Implementierung und 
Ausführung von Geschäftsprozessen. Die Darstel-
lung soll für alle am Prozess Beteiligten intuitiv ver-
ständlich, gleichzeitig aber auch für komplexe Ge-
schäftsprozesse geeignet und schließlich unabhän-
gig von bestimmten Werkzeugen/Software (und da-
mit herstellerunabhängig) sein … Mehr … 

Brainstorming 
Kreativitäts- und Ideenfindungstechnik, bei der eine 
Gruppe durch Beachtung bestimmter Spielregeln mit 
besonderer Kreativität Ideen, Lösungen und Einsich-
ten zu einem vorgegebenen Problem entwickeln soll. 
Kann aber auch für das schnelle Sammeln von In-
formationen und Vorschlägen nicht-kreativer Art ver-
wendet werden, z. B. im Rahmen von Projektmana-
gement. Wichtig: Spinnen ist erlaubt, Kritik ist verbo-
ten. Sortiert und bewertet werden Ideen erst nach 
Abschluss des B. 

Break Even (Point, Break-Even-Analyse) 
"Umschlagpunkt", "Kritische Menge" oder ähnliche 
Formulierungen in deutsch. Es ist der Schnittpunkt 
zweier Funktionen, ab diesem Punkt ändert sich die 
Bewertung. Bei der Kostenvergleichsrechnung ist es 
diejenige Ausbringungsmenge (Produktionsmenge), 
bei der beide Alternativen in den Kosten gleich sind, 
das ist dann auch der "Umschlagpunkt", die bisher 
kostengünstigere Alternative wird ab diesem Punkt 
bei einer größeren Produktionsmenge die teurere 
Variante, bzw. umgekehrt. Bei Absatzentscheidun-
gen ist der Break Even Point die Absatzmenge, bei 
der eine Vollkostendeckung erreicht wird (Schnitt-
punkt der Funktionen für Deckungsbeitrag bzw. Fix-
kosten in Relation zu Absatzmenge). 

BRH 
Bundesrechnungshof, die Finanzkontrolle des Bun-
des, errichtet aufgrund von Art. 114 Abs. 2 Grundge-
setz: "Der Bundesrechnungshof, dessen Mitglieder 
richterliche Unabhängigkeit besitzen, prüft die Rech-
nung sowie die Wirtschaftlichkeit und Ordnungsmä-
ßigkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung. Er hat 
außer der Bundesregierung unmittelbar dem Bun-
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die öffentlichen Verwaltungen in Europa als Weg zu 
umfassendem Qualitätsmanagement und ständiger 
Verbesserung. Mehr ... / Links 

Case Management / Fallmanagement 
(Casemanagement) ganzheitlicher Ansatz vor allem 
im Bereich Gesundheits- und Sozialwesen, bei dem 
der Patient/der Klient bzw. die Patientin/die Klientin 
im Mittelpunkt steht. Durch die Gesamtsicht der Situ-
ation, kurz-, mittel- und ggf. langfristig und Nutzung 
aller Möglichkeiten aller Beteiligten (einschließlich 
des Klienten/der Klientin und der Akteure im familiä-
ren und gesellschaftlichen Umfeld) wird angestrebt, 
Wirksamkeit, Qualität und Effizienz der Hilfe zu stei-
gern und damit mittel- und langfristig auch Kosten zu 
senken. Dies soll insbesondere durch schnelle, ab-
gestimmte Reaktion und Berücksichtigung auch län-
gerfristiger Entwicklungen (und Chancen und Risi-
ken) im Rahmen eines Gesamtkonzepts für den ein-
zelnen Fall erreicht werden. Mehr ... 

Cash Flow (Cashflow, Cash-Flow) 
Finanzmittelüberschuss (Einzahlungsüberschuss) 
der Rechnungsperiode. Kennzahl zur Beurteilung der 
Finanzkraft, insbes. des Innenfinanzierungsspiel-
raums (der Fähigkeit, die laufende Geschäftstätig-
keit, Investitionen und ggf. Gewinnausschüttungen 
an die Eigentümer aus eigenen Mitteln zu bestrei-
ten). Als Kennzahl wird oft auch der Cash Flow in % 
des Gesamtkapitals verwendet. Mehr ... 

CBT 
Computer Based Training: Lernen mit Computer-
Lernprogramm, das auf einem Datenträger bereit 
gestellt wird, üblich heute CD-ROM, u. U. als Teil von 
"blended learning": s. E-Learning. (WBT: über das 
"Web" = Internet erreichbares Lernprogramm). 

Change Management (CM)  
1. als Aufgabe: Management des geplanten organi-
satorischen Wandels, als nachhaltige Veränderung 
mit dem Ziel der besseren Erfüllung des Auftrages 
der Institution bzw. der daraus abgeleiteten Ziele; 

2. als Lehre: systematisiertes Erfahrungswissen und 
aufbereitete wissenschaftliche Erkenntnisse für den 
geplanten organisatorischen Wandel; 

3. als Prozess: der Prozess des Wandels, der durch 
das Management (die M.-Personen) in Gang gesetzt 
wird. 

Veränderungsvorhaben müssen, um nachhaltig er-
folgreich zu sein, immer die Existenz mehrere Ziele 
berücksichtigen und die besonderen Schwierigkeiten 
der Beeinflussung hoch komplexer offener sozio-
technischer Systeme. Mehr ... 

Chaos 
allgemein: Unordnung, nicht geordnete Situation, 
auch: überkomplexe, nicht erfassbare und/oder be-
herrschbare Systemzustände (bei dieser Betrach-
tung wird nicht die - scheinbare - Unordnung, son-
dern die zu große Zahl von Elementen und Bezie-
hungen betont). 

Chaosmanagement 
Aus der Chaostheorie abgeleiteter Ansatz. Unter-
nehmen werden als überkomplexe Systeme betrach-
tet, die nicht vollständig verstanden und rational ge-
steuert werden können. Wirksame Steuerung zur 
Erreichung der gesteckten Ziele muss deshalb (a) 
grundsätzlich den chaotischen Charakter akzeptieren 
und zulassen und (b) die Selbstorganisation des 
Systems nutzen. Wichtige Impulse kommen auch 
aus der Theorie der sozialen Systeme, die ihnen die 
Eigenschaft, sich auf sich selbst beziehen und sich 
selbst zu gestalten und zu erneuern, zuschreiben 
(Selbstreferenz, Autopoiese). Mehr ... 

Chaostheorie 
Theorie, nach der auch das Chaos eine Ordnung 
hat, sich aus einer endlichen Zahl von Bausteinen 
zusammensetzt und diese in bestimmter Weise mit-
einander kombiniert, indem jeweils Einheiten mit 
hohem Organisationsgrad nach den gleichen Regeln 
zu größeren Gebilden zusammengesetzt werden. 
Anschauliches Beispiel: fraktale Geometrie. Umge-
kehrt kann aus der Chaostheorie abgeleitet werden, 
dass es Systeme gibt, die nicht rational beherrschbar 
sind und dennoch als Systeme existieren können. 
Darauf beruht das Konzept des Chaosmanagement. 
Mehr ... 

Checkliste(n) 
Zusammenstellung von Prüffragen / Anforderungen / 
Kriterien, damit das Handeln vollständiger, sicherer, 
qualitativ besser oder effizienter wird; ein einfaches, 
aber wirksames Mittel zur Verbesserung des Han-
delns, zur Weitergabe von Erfahrungswissen. Gute 
Checklisten stellen Erfahrungen für andere bereit, 
weil sie diejenigen Aspekte auswählen, die für prak-
tisch erfolgreiches Handeln erforderlich sind oder 
helfen, diesen Erfolg effizienter zu erreichen. »Audit, 
»Prüffragen (für Rechtssetzungsvorhaben). Ggf. ist 
eine Priorisierung der Elemente der Checkliste erfor-
derlich. 

In klassischer guter Verwaltung gehören sie in die 
Grundsatzakten, sie gehören auch gepflegt. Check-
listen sind auch typisches Instrument von 
Qualitätsmanagement, das die Pflege dieser Check-
listen selbst regelt. 
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oder Geschäftstellen, die jedoch keine abgegrenzten 
sachlichen Zuständigkeitsbereiche haben und voll in 
die Aufbau- und Ablauforganisation der Institution 
eingegliedert sind, im Unterschied zur Dezentralisie-
rung. 

Delegation 
Allgemein: Übertragung. Im organisatorischen Sinne 
kommen in Betracht: die Übertragung von Aufga-
ben, von (Entscheidungs-) Befugnissen und von 
Verantwortung. Ohne weitere Hinweise wird mit 
Delegation zumeist die Übertragung der Ent-
scheidungsbefugnis in Gestalt des 
Zeichnungsrechts verstanden. Nicht identisch mit 
kooperativer Führung: diese bezieht Mitarbeiter bei 
Führungsentscheidungen ein, Delegation dagegen 
überträgt i.d.R. Entscheidungsbefugnisse bei Sach-
entscheidungen! 

Delphi-Technik 
Prognosetechnik (Technik zur Abschätzung künftiger 
Entwicklungen), bei der Experten in mehreren Befra-
gungsrunden einzeln befragt werden, mit Rückkopp-
lung der Ergebnisse vor jeder neuen Befragungsrun-
de. Dadurch wird die Qualität der Ergebnisse ver-
bessert, weil die Experten ihre eigene Einschätzung 
aufgrund der Meinung der anderen Experten über-
prüfen können. 

Deregulierung 
Reduzierung von Normen (Rechtsnormen, d. h. Ge-
setzen, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, 
u. U. auch technischer Normen z. B. im Bauwesen) 
bzw. der Regelungsdichte und Intensität, um die 
Steuerbarkeit zu verbessern, mehr Eigeninitiative 
und Selbstregulierung zuzulassen und bürokratische 
Gängelung ebenso wie Verwaltungsaufwand zu ver-
ringern. 

deskriptiv 
(nur) beschreibend - den Ist-Zustand darstellend - im 
Gegensatz zu »normativ oder präskriptiv = vor-
schreibend - eine Soll-Aussage. Ein häufiges Kom-
munikationsproblem entsteht, wenn eine Beschrei-
bung (Begriffe werden deskriptiv verwendet) als 
normative Aussage (miss-)verstanden wird. 

Gegen derartige Missverständnisse ist auch die Ma-
nagementlehre nicht gefeit. So wird Max Webers 
Beschreibung der Bürokratie als Herrschaftsform 
häufig als Gestaltungsempfehlung missverstanden 
(nicht selten auch noch falsch zitiert (Belege dazu), 
auf jeden Fall als heute überholt bewertet). 

Dezentralisierung / Dezentralisation 
Verteilung einer Aufgabe auf mehrere, nachgeordne-
te Stellen mit eigener sachlicher Zuständigkeit, ggf. 

auch mit spezieller örtlicher Zuständigkeit (z. B. bei 
Übertragung von staatlichen Aufgaben auf die Städte 
und Gemeinden). Sie ist in der Regel mit - zumindest 
begrenzten - Entscheidungsbefugnissen bei der 
Wahrnehmung der übertragenen Aufgaben verbun-
den und ist deshalb etwas anderes als die Einrich-
tung von Geschäfts-/Zweig-/Außenstellen, was als 
"Dekonzentration" bezeichnet wird. Gegensatz zur 
Dezentralisierung ist die Zentralisation. 

Die Dezentralisierung ist eine der Maßnahmen im 
Rahmen einer neuen Verwaltungssteuerung / des 
Neuen Steuerungsmodells. Die Dezentralisation 
(nur) von Entscheidungsbefugnissen ... wird als 
Delegation des Zeichnungsrechts bezeichnet. 
Mehr ... 

Dezernat 
Bezeichnung für eine Organisationseinheit oder ein 
Verantwortungsbereich mit unterschiedlicher Bedeu-
tung: in der Kommunalverwaltung z. T. die Bezeich-
nung für den Zuständigkeitsbereich eine politisch 
verantwortlichen Führungskraft, die (mindestens) ein 
Amt (eine kommunale Behörde), u. U. aber auch 
mehrere Ämter leitet. In der Landes- und Bundes-
verwaltung zumeist die Bezeichnung für eine 
Basiseinheit, die sonst oft "Referat" genannt wird. 

Dezernent/Dezernentin/Dezernatsleitung 
Führungskraft, die ein Dezernat leitet. 

Didaktik 
Wissenschaft vom Lehren und Lernen, einschließlich 
der Bedingungen, die den Lehr- und Lernprozess 
und seine Wirkungen beeinflussen. Pragmatische 
Definition (nach H. Siebert): Die Lehre von der Orga-
nisation von Lehr-Lernprozessen durch die Auswahl 
von Zielen, Inhalten und Arbeitsformen. Sie ist damit 
Grundlage für die Professionalität aller Lehren-
den, auch wenn in der Erwachsenenbildung und in 
den Hochschulen die Auffassung weit verbreitet ist, 
dass es vorrangig auf die Fachkompetenz der Leh-
renden ankomme. Diese begrenzte Sichtweise wi-
derspricht auch den EU-Bildungszielen für lebens-
langes Lernen. Es erfordert Lernkompetenz, die 
durch die Vermittlung von Fach- und Methodenkom-
petenz entwickelt und gefördert werden muss. 
(Weitere Materialien) - Nach anderen Definitionen 
wird zwischen Didaktik ("Was" und "Wozu"= Auswahl 
der Lernziele und Lerninhalte) und Methodik ("Wie" 
des Lehrens) unterschieden, z.T. wird die Methodik 
als Teil der Didaktik angesehen (Didaktik als Ober-
begriff). 

Dienstanweisung 
eine innerdienstliche, generelle Regelung der Lei-
tung für einen konkret benannten Mitarbeiterkreis 
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(Erlass ohne Beteiligung der Personalvertretung 
möglich). Dienstordnung 

Dienstgüte 
Arbeitsqualität (Ist-Größe oder Soll-Größe: die als 
erforderlich erachtete Arbeitsqualität). Bei der Ermitt-
lung des Personalbedarfs rechtfertigt die angestrebte 
Dienstgüte ggf. einen Zu- oder Abschlag zu den er-
mittelten Bearbeitungszeiten, BMI-Handbuch Perso-
nalbedarfsermittlung, 2. Aufl., A-11 

Dienstordnung 
eine innerdienstliche, generelle Regelung der Lei-
tung für alle Mitarbeiter (Beteiligung der Personalver-
tretung ist erforderlich, wenn Inhalt beteiligungs-
pflichtige Regelungen enthält). Dienstanweisung 

Dienstposten 
Stelle im organisatorischen Sinne, siehe dort sowie 
Stellenbeschreibung 

Dienststelle 
Begriff, der personalvertretungsrechtlich wichtig ist 
(§ 6 Abs. 1 BPersVG: eine einzelne Behörde, Ver-
waltungsstelle, ein Betrieb einer ö.-r. Körperschaft, 
ein Gericht, u. U. eine Außenstelle auf Beschluss der 
Beschäftigten), organisatorisch aber teilweise abwei-
chend davon verwendet wird. Deshalb ist im Zweifel 
zu definieren, was gemeint ist. 

Dienstvereinbarung 
eine Vereinbarung zwischen der Leitung und der 
Personalvertretung über Regelungen, bei denen eine 
Beteiligung der Personalvertretung möglich oder 
notwendig ist (Inhalt kann also eine Dienstordnung 
oder eine andere Regelung sein, z. B. über den Ein-
satz von Informationstechnik in einem Teil der 
Dienststelle) 

Dienstvorgesetzter 
Wer für die Entscheidung über die persönlichen An-
gelegenheiten eines ihm nachgeordneten Mitarbei-
ters zuständig ist (in Anlehnung an § 3 Abs. 2 Satz 1 
BBG). Dazu gehören neben den Entscheidungen 
über den Status (Anstellung, Beförderung usw.) auch 
alle anderen Entscheidungen, mit denen die Rechte 
und Pflichten des Mitarbeiters konkretisiert werden, 
also z. B. dienstliche Beurteilung, Gewährung von 
Urlaub. Diese Entscheidungen sind wegen ihrer 
rechtlichen Wirkung i.d.R. anfechtbar. »Vorgesetzter, 
»Fachvorgesetzter 

Dienstweg 
Der vorgeschriebene Weg für die Kommunikation 
zwischen Stellen, heute z.T. flexibel geregelt (die 
GGO des Bundes enthält keine ausdrückliche Rege-
lung mehr), es gilt die allgemeine Regelung, dass 
sachgemäß zu informieren ist. Das dürfte großenteils 

dazu führen, dass z. B. Vorlagen weiterhin über alle 
Zwischeninstanzen zum Empfänger laufen und in 
grundsätzlichen Angelegenheiten die Vorgänge über 
den ersten gemeinsamen Vorgesetzten geleitet wer-
den. Mehr ... (Studientext) 

DIN, DIN-Norm(en) 
1. "Eingetragener gemeinnütziger Verein mit Sitz in 
Berlin (DIN Deutsches Institut für Normung e. V., 
gegründet 1917). Das DIN ist die für die Normungs-
arbeit zuständige Institution in Deutschland und ver-
tritt die deutschen Interessen in den europäischen 
und weltweiten Normungsorganisationen. Dieser 
Status wurde im Vertrag mit der Bundesrepublik 
Deutschland am 5. Juni 1975 anerkannt." (über-
nommen von der Website des DIN). 

2. Norm des DIN. Siehe auch: EN, ISO, Norm. Zur 
Bedeutung von Normen: "Wirtschaftswachstum wird 
durch Normen stärker beeinflusst als durch Patente 
und Lizenzen." So die Ergebnisse einer vom DIN 
veröffentlichten Studie (4.6.2001). 

Bedeutung der DIN-Normen (entsprechend: ISO-
Normen): Sie sind zwar keine Rechtsnormen, defi-
nieren aber oft den Stand des Wissens, der Technik, 
der Verfahren zur Gewährleistung von Sicherheit 
und/oder Qualität und können deshalb von Gerichten 
herangezogen werden, um unbestimmte Rechtsbeg-
riffe auszufüllen, zum Beispiel die Anforderungen an 
ein Verhalten, das nicht als fahrlässig zu bewerten 
ist, die anerkannten Regeln der Technik, usw. 

Disposition 
fallweise Regelung, z. B. Erteilung eines »Auftrages, 
einen bestimmten Vorgang zu erledigen; Steuerung 
der Erledigung von Geschäftsvorfällen durch 
»Geschäftsgangvermerke mit Weisungscharakter. 

Diversität / Diversity Management 
Verschiedenartigkeit von Menschen im Hinblick auf 
Geschlecht, Herkunft, Religion, sexueller Orientie-
rung usw. Diversity Management strebt an, die Ver-
schiedenartigkeit der Menschen zu einem Gewinn für 
die Organisation zu machen. Beispielhaft die "Die 
Charta der Vielfalt der Unternehmen in Deutschland", 
die auch von der Bundesregierung unterstützt wird. 
Weitere Links zum Thema siehe die Website der 
Charta sowie zur Schweiz die Website des Eidge-
nössischen Personalamts. Es definiert "Diversity 
Management" wie folgt: 

Diversity Management ist ein Personalmanagement 
und eine Personalpraxis, welches die Bedürfnisse 
der verschiedenen Zielgruppen (wie Geschlechter, 
Sprachgruppen, Altersgruppen usw.) integriert. Der 
Einbezug unterschiedlicher Kernkompetenzen und 
Perspektiven und deren laufende Nutzung führen zu 
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nicht vorhandenen Bearbeitungskapazität zusam-
menhängen. Die Optimierung der Durchlaufzeit ist 
ein klassisches Problem der Ablauforganisation / der 
Geschäftsprozessoptimierung. 

DV  siehe EDV 
Datenverarbeitung; heute IT (Informationstechnik), 
früher auch EDV (elektronische DV) oder ADV (au-
tomatisierte DV) genannt. 

EAPAA  
European Association for Public Administration Acc-
reditation: ein Zusammenschluss von europäischen 
Hochschulen zur Akkreditierung von Studiengängen 
bzw. Studienprogrammen im "Public Management". 
Damit sollen Qualität der Studienprogramme und die 
wechselseitige Anerkennung von Studienleistungen 
erleichtert werden - entsprechend den Zielsetzungen 
des Bologna-Prozesses. EAPAA-Website 

EDV 
elektronische Datenverarbeitung; heute IT 
(Informationstechnik), früher auch ADV (automati-
sierte DV) genannt. 

Effektivität (engl.: effectiveness) 
Wirksamkeit, Grad der Zielerreichung, d. h. das 
Ausmaß, in dem die Leistungen der Verwaltung 
(Output) die gewünschten bzw. geplanten Wirkungen 
(Outcome) erreichen (Systemmodell). Es geht also 
um die Frage "Tun wir richtigen Dinge". Auch: Nut-
zen für den "Kunden" bzw. den Adressaten oder die 
Allgemeinheit. Z. T. abweichend (allgemeiner) formu-
liert ISO 9000:2005: "Ausmaß, in dem geplante Tä-
tigkeiten verwirklicht und geplante Ergebnisse er-
reicht werden" (ISO 9000:2005 Nr. 3.2.14).  

Effektivität =  Die richtigen Dinge tun 
Effizienz =  Die Dinge richtig tun 

(Peter F. Drucker) 

In dieser Bedeutung politisch wichtiger als Effizienz 
oder Wirtschaftlichkeit. Denn: effizient in die falsche 
Richtung zu rudern führt nie zum Ziel, Effizienzstei-
gerung bringt keine besseren Ergebnisse. Siehe 
auch Wirkungsrechnung, Controlling sowie die 
Mehr ...  

Effizienz (engl.: efficiency) 
Verhältnis Input zu Output, der Leistung zu den 
Kosten und/oder zu anderen Nachteilen/Opfern. 
Damit entspricht "Effizienz" in vielen Fällen der 
Wirtschaftlichkeit. Vereinfacht: "Die Dinge richtig 
tun", im Unterschied zur Effektivität ("Die richtigen 
Dinge tun"). Effizienz ist wichtig, aber effizient die 
falschen Dinge zu tun bleibt Verschwendung und 

verletzt den Auftrag der öffentlichen Verwaltung. 
Effektivität ist also wichtiger, Strategie geht vor Effi-
zienz. Beispiel: größere Schulklassen steigern die 
Effizienz (geringere Kosten pro Unterrichtsstunde pro 
Schüler), aber nicht die Effektivität, d. h. die Errei-
chung der Bildungs- und Erziehungsziele. Umgangs-
sprachlich und in der Praxis teilweise abweichend 
verwendet. Mehr ...  

EFK 
Eidgenössische Finanzkontrolle, die Rechnungsprü-
fung der Schweiz auf Bundesebene, vergleichbar 
dem deutschen Bundesrechnungshof (BRH). Dabei 
hat die Wirkungskontrolle einen besonderen Stellen-
wert durch den Auftrag in Art. 170 der Schweizer 
Bundesverfassung, Maßnahmen des Bundes auf 
ihre Wirkungen zu überprüfen. Die EFK arbeitet an 
der Umsetzung dieses Verfassungsauftrags z. B. 
durch Evaluationen und die Entwicklung von Stan-
dards für eine Wirkungskontrolle, siehe den Bericht 
"Wie messen die Ämter die Wirkungen ihrer Hand-
lungen? Evaluation des Informationssystems in zehn 
Bundesämtern": deutsche Kurzfassung, publiziert 
von der SGVW / im Online-Archiv, Gesamtbericht auf 
französisch. 

 

EFQM, EFQM-Modell (für Excellence)  
European Foundation for Quality Management (Eu-
ropäische Stiftung für Qualitätsmanagement), eine 
gemeinnützige Organisation, der über 800 Mitglieder 
(Firmen, nationale Qualitätsorganisationen) aus den 
meisten europäischen Ländern angehören (Stand: 
Januar 2000). Sie hat das EFQM-Modell für Excel-
lence entwickelt (s. Grafik, übernommen von 
http://www.deutsche-efqm.de am 08.01.2004) und 
vergibt jährlich den Europäischen Qualitätspreis 
(EQA) auf der Grundlage dieses Modells. Verschie-
dene Bundesländer vergeben einen Qualitätspreis 
ebenfalls auf dieser Grundlage, auf nationaler Ebene 
ist es der Ludwig-Erhard-Preis. 

Das EFQM-Modell ist ein Modell zur Umsetzung von 
TQM und hat weite Verbreitung und hohe Akzeptanz 
gefunden ... Mehr ... , CAF 
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EG 
Europäische Gemeinschaft (Vorläufer der EU). Der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft liefert die Rechtsgrundlage für bestimmte 
Rechtsakte der EU, weshalb die Abkürzung "EG" bei 
der Benennung dieser Rechtsakte weiter verwendet 

wird, z. B. für auf diesen Vertrag gestützte Verord-
nungen der Kommission der Europäischen Gemein-
schaft: "Verordnung (EG) Nr. X/Y" (Zählnummer/Jahr 
der Verkündung). 

E-Government 
"Elektronisches" Regieren und Verwalten, d. h. unter 
Nutzung des Internets, um Informationen bereit zu 
stellen (Information), Informationen auszutauschen 
(Kommunikation) oder Verwaltungsvorgängen abzu-
wickeln (Transaktion).  

Als Kunden/Adressaten kommen in Betracht Bürger 
(G2C), private Unternehmungen (G2B), andere öf-
fentliche Stellen (G2G) und die Beschäftigten (G2E). 
Die Gesamtstruktur könnte wie in der Abbildung ge-
staltet sein. Aus Bürgersicht ... Mehr ...  

EGPA 
European Group of Public Administration, Brüssel, 
eine Regionalgruppe der IIAS, dem Internationale 
Institut für Verwaltungswissenschaften. Die EGPA 

hat das Ziel, Kontakte und den Austausch zwischen 
verwaltungswissenschaftlichen Wissenschaftlern und 
Praktikern zu fördern, u. a. durch jährliche Tagun-
gen. EGPA-Website 

"eh-da-Kosten" 
nicht haushaltswirksame Kosten, also der Verbrauch 

von Ressourcen (Arbeitszeit, interne Dienstleistun-
gen, Sachmittel (Räume, technische Ausstattung) 
usw.), die "schon bezahlt" und deshalb "eh da" sind, 
der nicht zu Ausgaben, der Inanspruchnahme von 
Haushaltsmitteln, führt. Die Verwendung dieser Res-
sourcen wird in der Kameralistik, dem klassischen 
Haushalt der öffentlichen Hände, nicht gesondert 
erfasst, bedarf also keiner Rechtfertigung durch eine 
Leistung für einen externen oder internen Kunden/ 
Empfänger, die diese Kosten wert ist. Die fehlende 
Erfassung dieser Kosten ist ein Kernpunkt der Kritik 
an der Kameralistik. 

Eingangsempfänger 
der Funktionsträger, der als erster eine von außen 
eingegangene Geschäftssache inhaltlich zur Kennt-
nis nimmt; i.d.R. einer Instanz vorbehalten. 
(»Geschäftsgang) 

 

Abbildung: E-Government-Struktur.  
Quelle: Schuppan/Reichard: Grundarchitektur öffentlicher Leistungserbringung 
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Unterschied zur Kosten- und Leistungsrechnung, die 
um die Wirkungsrechnung zu ergänzen ist. 

Ergonomie (Arbeitswissenschaft) 
Wissenschaft von den Leistungsmöglichkeiten und -
grenzen des Menschen und den Belastungsfaktoren 
bei der Arbeit sowie der besten wechselseitigen An-
passung zwischen dem Menschen und seinen Ar-
beitsbedingungen; E. umfasst auch die Entwicklung 
von Gestaltungsregeln für Arbeitsplätze (z. B. für 
Bildschirmarbeit) und von Verhaltensregeln bei der 
Arbeit (z. B. Pausenregelungen). 

Besondere Bedeutung hat heute die Software-
Ergonomie, … Mehr ... (u. a. ergonomische Anfor-
derungen nach ISO 9241) 

Erhebungstechnik(en) 
Technik(en) zur möglichst objektiven, aber auch 
wirtschaftlichen Ermittlung von Fakten ohne Bewer-
tung, z. B. Dokumentenanalyse, Interview, Multimo-
mentaufnahme, Selbstaufschreibung. Mehr ... (Stu-
dienmaterial) 

Erlass 
Schreiben einer obersten Bundes- oder Landesbe-
hörde, gleich welchen Inhalts, an eine ihr unterstellte 
Behörde oder Institution, insbesondere die Schreiben 
der Ministerien an die Behörden ihres Geschäftsbe-
reichs. Schreiben anderer Aufsichtsbehörden werden 
als Verfügung bezeichnet. Der Inhalt eines Erlasses 
ist traditionell mit Verbindlichkeit ausgestattet, in 
modernen Verwaltungsbereichen inzwischen aber 
nur, wenn dies ausdrücklich gesagt wird, da die Be-
ziehungen zwischen den Einheiten eines Konzerns, 
wie das Verhältnis im Rahmen einer Neuen Verwal-
tungssteuerung sein sollte, nicht immer Weisungs-
beziehungen in einem Über-
/Unterordnungsverhältnis, sondern z. B. durch 
Zielvereinbarungen geregelt sind. Die Kommunikati-
on mit Erlassen und Berichten hat die Tendenz zu 
autoritärer Kommunikation ... Mehr ..., »Bericht. 

Erlöse 
Einnahmen, die ein Unternehmen/eine Behörde als 
Entgelt für eine Leistung erhält. 

Ertrag 
in Geld bewerteter Wertzuwachs einer Organisation 
oder einer Organisationseinheit innerhalb einer Ab-
rechnungsperiode; Aufwand, Wirtschaftlichkeit 

Evaluation 
Bewertung, Begutachtung von Leistung, Wirkung, 
Erfolg und/oder Effizienz/Wirtschaftlichkeit von Bil-
dungs- oder anderen Prozessen, mit beratender 
Funktion für die an den evaluierten Prozessen Betei-
ligten. Die nur beratende Funktion der Evaluation 

stärkt die Eigenverantwortlichkeit der an den Prozes-
sen Beteiligten (z. B. der Hochschulangehörigen), sie 
eignet sich deshalb besonders für Bildungseinrich-
tungen. Für Hochschulen fordert das Hochschulrah-
mengesetz die Evaluation von Forschung und Lehre. 
Dabei sind die "Studierenden ... bei der Bewertung 
der Qualität der Lehre zu beteiligen" (§ 6 Satz 2 
HRG). Durch die beratende Funktion unterscheidet 
sich Evaluation von anderen Verfahren ... Mehr ...  

Excellence 
„Exzellenz” (deutsche Schreibweise) steht allgemein 
für "hervorragende Leistung, Verfassung, Zustand", 
"Excellence" steht im EFQM für „überragende Prakti-
ken in der Führung einer Organisation und beim Er-
zielen von Ergebnissen entsprechend dem EFQM-
Konzept“. 

explizit 
ausdrücklich, deutlich, in Worten und Zahlen formu-
lierbar, z. B. von Zielen, Wissen, das Gegenteil von 
implizit. 

Fachaufgaben 
die Aufgaben mit Außenwirkung, auch "unmittelbare 
Aufgaben" genannt, im Gegensatz zu den 
Querschnittsaufgaben. 

Fachaufsicht 
siehe Aufsicht, Aufsichtsarten 

Fachvorgesetzter 
"Vorgesetzter" im üblichen Sprachgebrauch und 
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BBG; wer für die dienstliche 
Tätigkeit eines Mitarbeiters Anordnungen erteilen 
kann, im Unterschied zum Dienstvorgesetzten. Ent-
scheidungen des Fachvorgesetzten sind i. d. R. 
rechtlich nicht anfechtbar, im Gegensatz zu Ent-
scheidungen des Dienstvorgesetzten. 

Es ist zu beachten, dass es "Spezialvorgesetzte" und 
damit auch mehrere "Fachvorgesetzte" geben kann 
… Mehr … 

Facility Management 
Management von Liegenschaften, das sich von bis-
heriger Liegenschaftsverwaltung durch Einsatz teils 
spezialisierter betriebswirtschaftlicher Steuerungsin-
strumente unterscheidet. In der öffentlichen Verwal-
tung bedeutet der Übergang zu F. M. oft auch, dass 
für die Nutzung von Liegenschaften nicht nur die - 
haushaltswirksamen - laufenden Kosten, sondern 
auch kalkulatorische Kosten (Abschreibungen und 
kalkulatorische Zinsen (alternativ: kalkulatorische 
Miete), Wagniskosten) in Rechnung gestellt werden, 
die bisher bei Entscheidungen unberücksichtigt 
geblieben sind (sprich: die Nutzung von Liegenschaf-
ten war bisher zu billig …Mehr … 
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ebenfalls einem wichtigen Systemziel bzw. einer 
Systemeigenschaft. 

Fremdbedarf 
Bedarf für Außenstehende, nicht für das System / 
den Betrieb selbst bzw. Mitglieder des Betriebs. Die 
Frage, ob die wirtschaftliche Betätigung für die De-
ckung des Eigen- oder des Fremdbedarf erfolgt, be-
antwortet sich also nach dem Systembezug. 

Flussdiagramm 
Technik zur Darstellung des logischen Ablaufs, ver-
wendet im wesentlichen Symbole für Anfang und 
Ende, Operation, Verzweigung und Flusslinie. Ver-
feinert als Grafische Beschreibung. Für die Darstel-
lung von Prozessen differenzierter die BPMN, die 
sich zum Standard entwickelt. 
Darstellungstechniken, 

Formalisierung 
Merkmal der Organisation, das Art und Ausmaß 
schriftlicher Festlegungen misst. Gegensatz: infor-
melle Organisation 

Formalziel(e) 
ökonomische(s) Ziel(e) eines Betriebes/einer öffentli-
chen Einrichtung im Gegensatz zum Sachziel, insbe-
sondere die betrieblichen Erfolgsziele (Gewinn, Um-
satz, Rendite) sowie die überlebenswichtigen Fi-
nanzziele der Liquidität und Sicherheit vor Über-
schuldung. Für die öffentliche Verwaltung können 
dazu (Kosten-)Wirtschaftlichkeit, Kostende-
ckung/Deckungsbeitrag, Zahlungsfähigkeit, Kapital-
erhaltung, Vermögenserhaltung gerechnet werden. 

Üblicherweise wird gesagt, dass in privaten Unter-
nehmungen das Formalziel dominiert, in der öffentli-
chen Verwaltung das Sachziel ... Mehr ...  

Fortbildung »Personalmanagement-Begriffe 

Fremdkontrolle 
Überprüfung von Leistung, Ergebnis oder Verhalten 
durch einen Dritten, im Gegensatz zur 
Selbstkontrolle. Fremdkontrolle ist ein typisches 
Element herkömmlicher Organisation, insbesondere 
bei hochgradiger Arbeitsteilung. Zu modernem Ma-
nagement gehört vermehrte Selbst- statt Fremdkon-
trolle, ggf. auch durch die teilautonome Gruppe in der 
Fertigung. Ergänzung ggf. durch Controlling bzw. 
Audit. 

front office 
siehe  back_office 

Führung 
als beschreibender Begriff: 1. Die mit der Aufgabe 
der Führung betraute(n) Instanz(en). 2. Die Tätigkeit 
der Steuerung des Arbeitsvollzuges von unterstellten 

Mitgliedern der Organisation. 3. Die Steuerung (als 
Ergebnis von 2); z. T. synonym mit "Management" 
verwendet; als normativer Begriff: Führungsaufgabe. 
Führung hat Verantwortung nicht nur für eigene Ent-
scheidungen, sondern auch Führungsverantwortung 
für das Verhalten der Personen, denen gegenüber 
Weisungs- und Entscheidungsbefugnisse bestehen. 

Führung ist eine für den Erfolg der Organisation 
ebenso wie für Änderungsprozesse (Change Mana-
gement) zentral wichtige Aufgabe … Mehr siehe im 
Beitrag Personalmanagement. 

Führungsaufgabe 
Die umfassende Aufgabe eines Vorgesetzten, den 
unterstellten Bereich in seinen Elementen, seiner 
Struktur und seiner Funktion sowie seinen Bezie-
hungen zur Systemumwelt so zu beeinflussen, dass 
die Organisationsziele bestmöglich erreicht werden 
bzw. den unterstellten Bereich mit der gleichen Ziel-
setzung zu repräsentieren. 

Führungsentscheidungen 
Entscheidungen in Wahrnehmung der Führungs-
aufgabe, d. h. mit Bezug auf die Gruppe der unter-
stellten Mitarbeiter oder auf die Person eines Mitar-
beiters oder übergeordnete Fragen wie Planung, 
Organisation, im Unterschied zu 
Sachentscheidungen, also Entscheidungen, die sich 
auf die übertragene Sachaufgabe beschränken, z. B. 
über den Antrag eines Bürgers. 

Führungskraft 
Person mit Führungsaufgaben, gleich welche dienst-
rechtliche/personalrechtliche Stellung sie im übrigen 
hat (z. B. können auch Beschäftigte unteren Vergü-
tungsgruppen Führungsaufgaben haben, z. B. als 
Leiter/Leiterin von Servicekräften, auf Baustellen der 
"Polier", usw.). 

Führungskräfte-Feedback = Vorgesetzten-
Feedback 
Befragung der Mitarbeitenden, wie sie das Verhalten 
der Führungskraft sehen und bewerten und bewer-
ten, als wichtige Rückmeldung und Anlass zur Kom-
munikation zwischen den Beteiligten. Wichtiges Ele-
ment von Führungs- und Personalentwicklungskon-
zepten und z. B. vom Land Berlin gesetzlich vorge-
schrieben (»VGG). Mehr ...  

Führungsstil 
die generelle Orientierung bzw. Art und Weise des 
Führungsverhaltens, beschrieben insbesondere nach 
dem Ausmaß, in dem die Mitarbeiter an 
Führungsentscheidungen beteiligt werden (direktiver, 
kooperativer, demokratischer F.) oder dem Ausmaß 
der Orientierung des Führungsverhaltens an den 
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Aufgaben (Sachorientierung) oder an den Belangen 
der unterstellten Mitarbeiter (Personorientierung). 

Funktion 
1. einer Person: Aufgabe, Amt, Zweck, Stellung, die 
jemand in einem größeren Ganzen hat, auch: die 
Leistung, die eine Person, eine Rolle, eine Aktivität 
für andere hat, oder auch der mit der Rolle oder der 
Tätigkeit, verfolgte Zweck, u. U. unausgesprochen. 
2. Funktion einer Regelung, eines Instruments usw.: 
die Aufgabe, der Zweck, die Stellung, die sie / es in 
einem größeren Ganzen hat, die Leistung, die sie / 
es erfüllen soll. 3. Systemtheoretisch: Aufgabe oder 
Leistung, die ein System für seine Umwelt zu erfüllen 
hat. 

"Funktion" ist hier normativ definiert (als Soll, Funkti-
on als Aufgabe und Verpflichtung), wird aber auch 
deskriptiv verwendet (Ist: die tatsächliche Funktion, 
Leistung usw.). Begrifflich ist zwischen Soll- und Ist-
Funktion zu unterscheiden! 

Funktion, betriebliche 
(auch "Grundfunktion", "Hauptfunktion"): typische 
Aufgabenstellung im Betrieb: Beschaffung, Produk-
tion, Absatz, Finanzierung. Bei Dienstleistungen fal-
len Produktion und Absatz oft zusammen. Die Funk-
tionen sind organisatorisch getrennt, d. h. unter-
schiedlichen Bereichen zugewiesen. Ist ein Betrieb / 
eine Verwaltung nach den Funktionen gegliedert, 
spricht man von funktionaler Organisation. Sie hat 
den Charakter einer Verrichtungsspezialisierung und 
wird deshalb im Interesse der Produktverantwortlich-
keit u. U. aufgegeben zu Gunsten einer Sparten-
organisation. 

Funktionalreform 
Veränderung der Zuständigkeiten zwischen den 
Verwaltungsebenen in den Bundesländern, insbe-
sondere Stärkung der unteren Verwaltungsebenen 
und der Kommunen (Städte und Gemeinden) durch 
Übertragung zusätzlicher Aufgaben und Befugnisse. 
Die Funktionalreform wird als zwangsläufige Folge 
einer Gebietsreform (Bildung größerer Verwaltungs-
einheiten und Kommunen) angesehen, aber auch als 
Daueraufgabe einer Überprüfung, ob Zuständigkei-
ten auf niedrigere Verwaltungsebenen übertragen, 
ortsnah zusammengefasst und wahrgenommen wer-
den können. Dies entspricht auch den Konzepten 
des aktivierenden Staates und des Neuen Steue-
rungsmodells. Im Rahmen modernen Managements 
können heute auch andere Instrumente in Betracht 
kommen, z. B. die Aufgabenübertragung im Rahmen 
von Ziel- oder Leistungsvereinbarungen oder defi-
nierter Prozesse und Prozessketten im Rahmen von 

Qualitätsmanagement und einer virtuellen Verwal-
tung. 

funktionale Organisation 
Gliederung der Institution nach den betrieblichen 
(Grund-) Funktionen Beschaffung, Produktion, Ab-
satz, Finanzierung, im Gegensatz zur Gliederung 
nach Produktarten (divisionale oder 
Spartenorganisation) 

Funktionsmeister (-system) 
Form der Mehrlinienorganisation mit Mehrfachunter-
stellung der Ausführungskräfte unter acht Funkti-
onsmeister nach F. Taylor. Mehr ...  

ganzheitlicher Ansatz 
für Veränderungen und Modernisierungsprojekte: 
aus den Erfahrungen abgeleiteter Ansatz, der die 
Voraussetzungen erfolgreicher Veränderungen be-
tont und in fünf Merkmalen formuliert. Ganzheitliches 
oder Systemdenken wird im Zusammenhang mit der 
Modernisierung häufig gefordert, wobei nicht immer 
klar wird, wie die damit verbundene höhere Komple-
xität bewältigt werden soll. Mehr ...  

Gebietskörperschaft 
eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, deren 
Mitglieder die Bewohner eines bestimmten Gebietes 
sind und der die "Gebietshoheit" dafür eingeräumt 
ist, also die grundsätzliche Befugnis, für dieses Ge-
biet verbindliche Regelungen und Entscheidungen 
zu treffen. Typische Gebietskörperschaften sind die 
Gemeinden, Kreise (Landkreise), (Bundes-) Länder, 
der Bund als übergeordnete Gebietskörperschaft. 
Keine Gebietskörperschaften sind die Regierungs-
bezirke: sie sind nicht mitgliedschaftlich verfasst (ihre 
Organe beruhen nicht auf der Wahl durch die Bürge-
rinnen und Bürger des Regierungsbezirks, sie han-
deln vielmehr als Behörde des Landes mit regionaler 
Zuständigkeit). 

Aufgrund dieses gestuften Aufbaus gibt es keine 
umfassende Gebietshoheit, sie ist durch die Zustän-
digkeit(en) der Gebietskörperschaft(en) der anderen 
Ebenen begrenzt. Den Gebietskörperschaften ent-
sprechen Regierungs- und Verwaltungsebenen. 

Nach der zwischenzeitlichen Entwicklung hat auch 
die Europäische Union die meisten Merkmale einer 
Gebietskörperschaft, wenn sie auch nicht über eige-
ne Exekutivorgane verfügt, mit der Entscheidungen 
durchgesetzt werden können. 

Gegenstromverfahren 
Vorgehensweise bei der Planung, der Entwicklung 
von Konzeptionen wie einem Leitbild, von Zie-
len/Zielvereinbarungen usw., das top down und 
bottom up kombiniert, Vorschläge kommen also so-



 Online-Verwaltunglexikon olev.de 

Gemeinkosten (Indirekte Kosten) Geschäftsprozess 

 29 

wohl vom Management wie von der Basis und wer-
den dann in einem mehrphasigen, sich wiederholen-
den ("iterativen") Diskussionsprozess zusammenge-
führt. 

Gemeinkosten (Indirekte Kosten) 
Kosten, die gemeinsam für mehrere Kalkulationsob-
jekte anfallen, insbesondere Kosten, die keinem 
Produkt (keiner Leistung) als Kostenträger oder kei-
ner Organisationseinheit/Kostenstelle allein zuge-
ordnet werden können. Beispiele: die Kosten der 
Infrastruktur, der Verwaltung, des Managements. 
Gemeinkosten werden deshalb nach einem Schlüs-
sel, also pauschal umgelegt oder aber über die 
innerbetriebliche Leistungsverrechnung z. B. für Ser-
viceleistungen der Querschnittseinheiten. Gegen-
satz: Einzelkosten. Links: »Kostenarten, 
»Kostenrechnung. Englisch: "Overheads", neu-
deutsch "Overheadkosten". 

Eine verursachungsgerechte Zuordnung der Ge-
meinkosten ... Mehr ...  

Gemeinsame Geschäftsordnung (GGO) 
von Landes- oder Bundesministerien. Über die Re-
gelungen einer normalen Geschäftsordnung von 
Ämtern und anderen öffentlichen Institutionen hinaus 
regeln die "Gemeinsamen Geschäftsordnungen" die 
Mitwirkung der Ministerien an der Gesetzgebung, 
einschließlich der Zusammenarbeit der Ministerien 
untereinander, im Verhältnis zu den anderen an der 
Gesetzgebung beteiligten Verfassungsorganen und 
mit anderen Gebietskörperschaften und ihren Orga-
nen. 

Die GGO des Bundes ist ... Mehr ... . Siehe auch 
Gesetzesfolgenabschätzung, Aufsichtsarten. 

Gender Mainstreaming 
ein ganzheitlicher Ansatz zur Verwirklichung der 
Gleichstellung von Frau und Mann (Chancengleich-
heit) als Querschnittspolitik, indem die unterschiedli-
chen Lebenssituationen und Interessen beider Ge-
schlechter in allen Bereichen von Politik und Verwal-
tung als leitendes Prinzip mit zu berücksichtigen 
sind. Die Verpflichtung zu Gender Mainstreaming ist 
europarechtlich verankert. Mehr ...  

Geschäftsbereich 
Zuständigkeits- und Verantwortungsbereich, in der 
öffentlichen Verwaltung vor allem der Zuständig-
keitsbereich der Regierungsmitglieder (Bundeskanz-
ler/in bzw. Ministerpräsident/in und Minister/innen), 
sowohl sachlich als auch institutionell: zum "Ge-
schäftsbereich" gehören auch alle "nachgeordneten" 
Einrichtungen, die der Aufsicht des jeweiligen Regie-
rungsmitgliedes bzw. der von ihm oder ihr geleiteten 
Ministerium unterstehen. Festlegungen des Ge-

schäftsbereichs erfolgen für den Bund in der 
Geschäftsordnung der Bundesregierung und dem 
aufgrund § 9 dieser GO BReg ergangenen Organisa-
tionserlass des Bundeskanzlers bzw. der Bundes-
kanzlerin. Regeln für die Beachtung der Geschäfts-
bereiche und die Zusammenarbeit zwischen den 
Ministerien und den Geschäftsbereichen anderer 
Ministerien enthält u. a. die Gemeinsame Geschäfts-
ordnung der Bundesministerien in § 26. 

Geschäftsgang 
der vorgeschriebene Verfahrensgang bei der Be-
handlung von Geschäftsvorfällen (Behandlung der 
Eingänge und Bearbeitung von Geschäftsvorfällen); 
der von Eingängen entsprechend diesen Regelun-
gen zu durchlaufende Weg (Abkürzung: GG oder 
Gg.). 

Geschäftsgangvermerk 
"»Vermerk" (im engeren Sinne) oder Verfügung, im 
Geschäftsgang verwendet, z. B. Sichtvermerk, 
"Rücksprache" als Weisung zur Vorsprache beim 
verfügenden Vorgesetzten, Zeichnungsvorbehalt 

Geschäftsordnung (GO) 
abgekürzt: GO; Sammlung von grundlegenden Re-
gelungen über Aufbau- und Ablauforganisation, ggf. 
zusätzlich Führungsgrundsätze sowie Regelungen 
zur Dienst- und Hausordnung; enthält insbesondere 
Regeln über den Geschäftsgang als Teil der 
Ablauforganisation 

Geschäftsprozess 
Eine Abfolge von Tätigkeiten, die zur Schaffung ei-
nes Produktes dient und deshalb in der Regel eine 
funktionsübergreifende Verkettung dieser Tätigkeiten 
darstellt. Sie sollte als Prozess verstanden und ges-
taltet werden. In der Ausrichtung auf das Produkt 
unterscheidet sich die Betrachtung von Geschäfts-
prozessen von der klassischen Ablauforganisation. 
In der öffentlichen Verwaltung oft gleichbedeutend 
mit "Verwaltungsprozess" verwendet. 

Die systematische Gestaltung der Geschäftsprozes-
se hat zentrale Bedeutung im Qualitätsmanagement, 
von allem nach ISO 9001, denn nur mit beherrschten 
Prozessen ist es möglich, Qualität zu gewährleisten 
(siehe den 4. und 5. Grundsatz des Qualitätsmana-
gements nach ISO 9000). 

Bei der Darstellung und Analyse werden drei Pro-
zessarten unterschieden: Kern-, Führungs- und Un-
terstützungsprozesse. Diese Gliederung ist auch 
grundlegend für die Prozessoptimierung im Rahmen 
von Qualitätsmanagement nach ISO 9001: Wert-
schöpfung durch Erfüllung der Kundenanforderungen 
und -wünsche findet in den Kernprozessen statt. 
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»Geschäftsprozessmanagement, 
Geschäftsprozessoptimierung 

Geschäftsprozessmanagement 
Management der Geschäftsprozesse, d. h. systema-
tische Gestaltung und Pflege der Geschäftsprozesse 
vor allem im Hinblick auf Kundenfreundlichkeit und 
Effizienz als besonderer Teil der Ablauforganisation. 
Es wird auch oft als Geschäftsprozessoptimierung 
bezeichnet, ist aber nicht eine "gelegentliche", son-
dern eine ständige Aufgabe, so dass dies die tref-
fendere Bezeichnung ist. Wie die Ablauforganisation 
hat Geschäftsprozess-management das "Dilemma" 
einander widersprechender Anforderungen zu bewäl-
tigen: geringer Ressourceneinsatz, einerseits, kurze 
Durchlaufzeiten, andererseits. In moderner Sichtwei-
se sind auch die Anforderungen anderer Stakeholder 
zu berücksichtigen, z. B. der Beschäftigten nach 
ergonomisch gestalteter Arbeit, die Anforderungen 
der Lieferanten, Umweltbelange, usw. Zur Umset-
zung siehe Geschäftsprozessoptimierung. 

Geschäftsprozessoptimierung 
Verfahren zur Überprüfung und Verbesserung der 
Geschäftsprozesse mit dafür besonders entwickelten 
Methoden und Techniken. Dabei können neben den 
Kern-, Führungs- und Unterstützungsprozessen auch 
noch Gelegenheits- und Hebelprozesse betrachtet 
werden. Ein allgemein verwendbares Vorgehensmo-
dell enthält PAS 1021, die Entwicklung einer verwal-
tungsspezifischen DIN-Norm (DIN 16566-3, Elektro-
nisches Geschäftswesen — Teil 3: Geschäftspro-
zessmanagement in der öffentlichen Verwaltung; 
Vorgehensmodell) ist in Arbeit. Ein international ent-
wickelter offener Standard für die Modellierung von 
Prozessen ist BPMN, ein Anwendungsbeispiel für E-
Government dokumentiert der Beitrag von Lienhard 
(Beitrag im Online-Archiv). In der Schweiz wird die 
Geschäftsprozessoptimierung im Rahmen von E-
Government von dem cVerein eCH unterstützt, der 
zahlreiche E-Government-Standardprozesse entwi-
ckelt hat und Werkzeuge für eine einfache und über-
tragbare Standardisierung und Optimierung bereit 
stellt. »E-Government 

Geschäftsverteilungsplan 
- GVPl. -, Darstellung der Zuständigkeiten aller Or-
ganisationseinheiten, vor allem detaillierte Aufzäh-
lung der Aufgaben der Basiseinheiten (Referate) 
sowie der Funktionen (Leitungsperson, Vertretung, 
Mitarbeitende). (Gute Praxis ist es, den GVPl. nach 
den Aufgaben (und nicht nach den Stellen) zu glie-
dern und den Aufgaben die zuständigen Mitarbeiter 
zuzuordnen.) 

Geschäftszeichen 
Kennzeichen für den Geschäfts-(Brief-)verkehr einer 
Verwaltungseinheit, mit dem die Zuordnung von 
Schriftgut und damit die zügige Erledigung erleichtert 
werden soll; setzt sich zusammen aus der Kurzbe-
zeichnung der Organisationseinheit und dem 
Aktenzeichen. 

Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) 
Verfahren zur Ermittlung und Beurteilung der vor-
aussichtlichen Folgen und Nebenwirkungen von 
Normsetzungsvorhaben, international als "Regulato-
ry Impact Analysis (RIA)" bezeichnet. "Sie soll insbe-
sondere bei Rechtsvorschriften mit beträchtlicher 
Wirkungsbreite und erheblichen Folgen angewendet 
werden. Sie muss Zukunftsperspektiven und Ent-
wicklungen (Gesellschaft, Umwelt; Europäisierung, 
Globalisierung) berücksichtigen und in die Folgenab-
schätzung einbeziehen." (Aus dem Leitfaden zur 
Gesetzesfolgenabschätzung (Böhret / Konzendorf), 
Juni 2000, S. 6, übernommen am 30.06.2002). 

In der Europäischen Union und in anderen Ländern 
ist das Instrument wesentlich weiter entwickelt und 
umfasst regelmäßig eine Kosten-Nutzen-Analyse ... 
Mehr ... 

Gewinn 
Überschuss des Ertrags über den Aufwand. Gewin-
nerzielung (Rentabilität) ist für private Betriebe eine 
Existenzbedingung. Für die öffentliche Verwaltung 
gilt statt dessen das Gebot der Wirtschaftlichkeit, da 
die Leistungen nicht auf einem Markt abgesetzt wer-
den (können), die Erzielung von Erträgen nicht (we-
sentlicher, die Existenz rechtfertigender) Maßstab 
sein kann. Deshalb ist auch die Kosten- und Leis-
tungsrechnung anders strukturiert 
(Leistungsrechnung, Wirkungsrechnung). 

Gewinn- und Verlustrechnung 
bei Unternehmen: Gegenüberstellung von Aufwand 
und Ertrag einer Rechnungsperiode und dadurch 
Ermittlung von Überschuss/Gewinn oder Verlust. Sie 
ergänzt die Bilanz und ist Teil des 
Jahresabschlusses. Im Neuen Rechnungswesen der 
öffentlichen Verwaltung wird statt dessen eine 
Ergebnisrechnung aufgestellt. 

GGO siehe Gemeinsame Geschäftsordnung 

Gliederungsarten 
siehe Aufgabenarten, Spezialisierungsarten 

Gliederungstiefe 
Zahl der hierarchischen Ebenen in einer Organisati-
on, abhängig vor allem von der Leitungsspanne 



 Online-Verwaltunglexikon olev.de 

Globalhaushalt (Globalbudget) Grundzeiten 

 31 

Globalhaushalt (Globalbudget) 
Haushaltsplan mit weitgehend zusammengefassten 
Titeln, um die Flexibilität der Mittelverwendung zu 
erhöhen. »Budget, »Budgetierung, 
»Globalsteuerung. Im Rahmen des Schweizer 
FLAG-Konzepts umfasst das Globalbudget einen 
Zeitraum von vier Jahren, wird aber durch jährliche 
Bewilligungen ergänzt/umgesetzt. »WoV, NSM 

Globalsteuerung 
sachliche und zeitliche Beschränkung der Steuerung 
und Verzicht auf Einzeleingriffe, z. B. Beschränkung 
auf die Festlegung jährlicher Wirkungs-, Leistungs- 
und Finanzziele (siehe Zielstruktur) bei Autonomie in 
der Art und Weise, wie die Ziele erreicht werden, 
verbunden mit Berichtspflichten und Controlling. In-
strumente sind u. a. ... Mehr ...  

Good Governance (Public Governance) 
Leitlinien für "gutes" Regieren bzw. Verwalten in 
Parallele zu Corporate Governance, von der EU-
Kommission ebenso wie von der OECD in Prinzipien 
formuliert. Darüber hinaus wird darunter aber auch 
ein neues Verständnis von Regierung und Verwal-
tung verstanden, das eine Gesamtsteuerung der 
gesellschaftlichen Entwicklung unter Einbeziehung 
der "Zivilgesellschaft", d. h. gesellschaftlicher Akteu-
re (Verbände der Sozialpartner, Kirchen und Religi-
onsgemeinschaften, Sozial- und Umweltverbände 
und andere NGOs) umfasst und das Konzept des 
aktivierendes Staates weiterentwickelt. Mehr ...  

Good Practice ("gute Praxis") 
1. Praktisch erfolgreiche Lösungen oder Verfahrens-
weisen, auch auf längere Sicht und in einer Gesamt-
schau aller Belange (nachhaltig). Sie beachten ggf. 
vorhandene anerkannte Standards. Good-Practice-
Lösungen müssen nicht best practice sein, zumal oft 
schwierig sein kann, die - einzig - beste Lösung zu 
ermitteln bzw. sich an ihr zu orientieren. 2. Das Vor-
gehen, solche Lösungen zu ermitteln und für Ver-
besserungen zu nutzen. Mehr ... , Good-Practice-
Sammlung (im Aufbau) 

Governance, Governance-Konzept 
Das Governance-Konzept will über Verhaltenskodi-
ces (Leitlinien) "gutes", d. h. gesellschaftlich verant-
wortliches und faires Management bzw. Regieren 
und Verwalten fördern. Die Prinzipien verantwortli-
chen Handelns werden definiert und publiziert. Damit 
können sie über gesellschaftliche Prozesse wirksam 
werden, einerseits durch Selbstverpflichtung der 
Adressaten, die öffentliche Rechenschaftslegung 
über die Einhaltung, oder dadurch, dass sie zur Vor-
aussetzung für Fördermaßnahmen oder die Zusam-
menarbeit gemacht werden. Adressaten können 

private Unternehmungen ebenso wie Einrichtungen 
der öffentlichen Hand und Regierungen sein. Die 
Prinzipien umfassen nicht nur eigenes Handeln, 
sondern auch die aktive Einbeziehung der Außen-
welt: stakeholder, insbesondere Bürger und NGO's. 
Mehr … 

Grenzkosten (Marginalkosten) 
variable Kosten, deren Höhe abhängig ist von der 
Veränderung der Leistungsmenge in der Spitze 
(Leistungsmenge plus 1 oder minus 1) oder die bei 
Wegfall eines Teils bisher erbrachter Leistungen 
entfallen. Grenzkosten sind relevant, wenn die vari-
ablen Kosten nicht proportional zur Leistungsmenge 
steigen oder fallen, z. B. aufgrund von Kostenvortei-
len bei höherer Leistung. 

Größenklassen 
(kommunaler Gebietskörperschaften) Einordnung 
von Gemeinden und Städten einerseits, Kreisen 
(Landkreisen) andererseits, nach der Zahl ihrer Ein-
wohner: Mehr ... 

Group Think 
Tendenz in Gruppen, Konsens und Einmütigkeit an-
zustreben und eigene Meinungen zu ändern, die 
ohne die Gruppensituation nicht verändert worden 
wären. Dadurch kann die Qualität der Meinungsbil-
dung beeinträchtigt werden. Besonders problema-
tisch kann in Gruppen der "Risikoschub" sein, d. h. 
die Bereitschaft zu riskanteren Entscheidungen, die 
ein einzelnes Mitglied allein nie akzeptiert hätte. 

Grundfunktion, betriebliche 
siehe Funktion, betriebliche 

Grundzahl(en) 
quantitative Informationen, die die Grundlage für 
Struktur- oder Kennzahlen oder ihre Interpretation 
liefern. Sie lassen sich nicht weiter aufschlüsseln, 
sind für sich betrachtet nicht steuerungsrelevant , 
beschreiben im allgemeinen Sachverhalte, die kurz- 
und mittelfristig nicht oder kaum zu beeinflussen sind 
(z. B. die Einwohnerzahl, Zahl erteilter Genehmigun-
gen), sind i. d. R. absolute Zahlen. Aus mehrere 
Grundzahlen werden durch Verknüpfungen 
Kennzahlen abgeleitet, z. T. auch für die Interpretati-
on erforderliche Strukturzahlen. - Wichtig für 
Leistungsvergleiche/ Benchmarking und für 
Controlling. (Die Definition folgt dem Kennzahlen-
System der KGSt, das auch in anderen Verwal-
tungsbereichen verwendet wird.) 

Grundzeiten 
die zur unmittelbaren Aufgabenerledigung notwendi-
ge Arbeitszeit (ohne Verteilzeiten). 
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Güter 
Mittel zur Erfüllung von Bedürfnissen gleich welcher 
Art (Nahrungsmittel (Konsumgüter), Maschinen (In-
vestitionsgüter), Informationen (Beratung, Baupla-
nung: Dienstleistungen) usw. Wegen der prinzipiellen 
Unbegrenztheit menschlicher Bedürfnisse sind die 
meisten Güter "knapp". Das gilt bereits in der Pflan-
zen- und Tierwelt (Konkurrenz um Licht, Wasser, 
Nährstoffe/Nahrung, Zuwendung, Stellung in der 
Herde/im Rudel usw.), ist also entgegen einer weit 
verbreiteten Ideologie kein Ergebnis menschlicher 
(System-) Entscheidungen und deshalb prinzipiell 
nicht änderbar. 

Für den Menschen werden knappe Güter in der Re-
gel zu Wirtschaftsgütern, es stellt sich die Frage des 
Wirtschaftens ... Mehr ... (Güterarten, Abgrenzung 
staatlicher Tätigkeit usw.)  

Hauptsachbearbeiter/in 
siehe Sachbearbeiter/in  

Haushalt 
öffentlicher Haushalt: die finanzielle Ausstattung 
und die Regelung der finanziellen Mittel eines Trä-
gers der öffentlichen Verwaltung; privater Haushalt 
(auch: "Haushaltung"): private Wirtschaftseinheit zur 
Deckung des individuellen Eigenbedarfs, im Unter-
schied zum Betrieb, der die Deckung von Fremdbe-
darf anstrebt. 

Hawthorne-Effekt 
Der - unbeabsichtigte - Einfluss, den die Beobach-
tung von Menschen im Arbeitsprozess auslöst und 
der es erschwert, gültige Aussagen über das 
menschliche Arbeitsverhalten zu gewinnen; z. B.: die 
Arbeitsleistung im Schreibdienst steigt während der 
Sammlung von Schriftgut für eine Schriftgutanalyse - 
obwohl keine Überprüfung der Arbeitsleistung erfolgt; 
Bezeichnung geht zurück auf Experimente zur Erfor-
schung des Einflusses der Arbeitsbedingungen auf 
die Arbeitsleistung in den Hawthorne-Werken in den 
USA Ende der 20er Jahre. 

Herstellungswert 
siehe Anschaffungswert 

Hierarchie 
Rangordnung, ein System von Über- und Unterord-
nungsverhältnissen; org.: die Hierarchie der Stellen. 

Ideenmanagement 
Management des Potenzials der Mitarbeitenden für 
Innovationen, d. h. die Umsetzung von neuen Ideen, 
früher als Vorschlagswesens bezeichnet. Es umfasst 
insbesondere Verfahren für das Einreichen von 
Ideen (bei wem, wie), die Bewertung der Ideen und 
Anreize (Prämien und nicht-materiellen Anerken-

nung) usw. Das nach dem Reformprogramms "Mo-
derner Staat - Moderne Verwaltung" neu gestaltete 
Vorschlagswesen in der Bundesverwaltung wird als 
"Idee 21" bezeichnet (Programm der Bundesregie-
rung von 1999, weitere Informationen zu "Idee 21"). 
Zum Ideenmanagement in der Ländern siehe z. B. in 
NRW die Richtlinien, veröffentlicht vom Innenministe-
rium. 

IGC 
International Group of Controlling, "eine internationa-
le Kooperation der auf dem Gebiet der Aus- und 
Weiterbildung sowie der Forschung und Entwicklung 
im Controlling tätigen Institutionen" (§ 2 Abs. 1 der 
Satzung) mit Sitz in St. Gallen, Schweiz. Website der 
IGC 

IIAS / IISA 
Internationales Institut für Verwaltungswissenschaf-
ten in Brüssel, eine internationale Organisation mit 
nationalen Sektionen. (IIAS = International Institute 
of Administrative Sciences, IISA = Institut interna-
tional des Sciences administratives). 

IKO-Netz der KGSt 
realisiert interkommunale Vergleiche (horizontales 
Benchmarking) in Vergleichsringen (problemspezi-
fisch von interessierten Mitgliedern gegründet) als 
Instrument zur Verbesserung von Effizienz und 
Effektivität der kommunalen Verwaltung, indem es 
diese unterstützt, berät und begleitet, vor allem aber 
Software und eine Datenbank dafür zur Verfügung 
stellt. Externer Link zum IKO-Netz 

IMF - International Monetary Fund 
(deutsch: Internationaler Währungsfonds, IWF): eine 
Sonderorganisation der Vereinten Nationen mit Sitz 
in Washington, USA. Der IMF wurde 1944 im Rah-
men der Beschlüsse der Konferenz in Bretton 
Woods, USA, zum Weltwirtschaftssystem gegründet. 
Aufgabe des IWF ist es, die gesamtwirtschaftliche 
Stabilität in seinen 184 Mitgliedstaaten und in der 
Weltwirtschaft zu fördern. Er ist eine Schwesterorga-
nisation der Weltbank-Gruppe. Im Rahmen seiner 
Tätigkeit engagiert sich der IMF auch für Good Go-
vernance und das öffentliche Haushalts- und Rech-
nungswesen. Externer Link zum IMW 

Impact 
Reaktion der Zielgruppen auf Leistungen/Output 
oder auf die (objektiven) Wirkungen/Outcome der 
Leistungen. 

Nicht einheitlich verwendeter Begriff, der die "subjek-
tive" Wirkung / die subjektive Seite des Outcome 
darstellt. Beispiele: 
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Unternehmen), geschaffen von dem International 
Public Sector Accounting Standards Board 
(IPSASB). IPSAS wird u. a. bereits von OECD und 
NATO verwendet, ist Grundlage des "Neuen Rech-
nungsmodells (NRM)" der Schweizer Bundesverwal-
tung, die Verwendung durch die Europäische Kom-
mission ... Mehr ...  

irrational 
nicht folgerichtig, unlogisch, nicht konsequent auf die 
Erreichung eines Zweckes ausgerichtet. »Rational 

ISO 
1. International Organization for Standardization, 
Internationaler Normenausschuss. 

2. Abkürzung für Norm der ISO, z. B. ISO 9000:2000 
ff. = Normen zum Qualitätsmanagement der ISO. 
DIN, EN, Mehr ...  

ISO 9000 (DIN EN ISO 9000) 
1. Kurzbezeichnung für die internationale Qualitäts-
management-Normenfamilie ISO 9000 bis 9004 
der ISO, 
2. die Grundnorm dieser Qualitätsmanagement-
Normenfamilie, aktuell gültig in der Fassung 
ISO 9000:2005-12 (vorherige Fassung: ISO 
9000:2000). 

Die ISO-Normen der Normenfamilie 9000 sind als 
europäische und deutsche Normen übernommen 
worden und werden deshalb in Deutschland voll-
ständig zitiert mit dem Zusatz "DIN EN". Ein weiterer 
Zusatz gibt die Fassung an, z. B. "DIN EN ISO 
9001:2000" für die Zertifizierungsnorm 9001 
(»Zertifizierung) der Normenfamilie in der Fassung 
des Jahres 2000. 

Die Begriffe des Qualitätsmanagements sind ergän-
zend in einer eigenen deutschen Norm festgelegt: 
DIN 55350-11 Begriffe zum Qualitätsmanagement 
(2008-05). 

»Qualitätsmanagement, Die acht Grundsätze des 
Qualitätsmanagements nach ISO 9000. 

IT, IKT, IuK - Informationstechnik 
alle Systeme und ihre Elemente, die der maschinel-
len oder maschinell unterstützten Erzeugung, Spei-
cherung, Verarbeitung oder Übertragung von Infor-
mationen dienen, einschließlich der Programme und 
der technischen Voraussetzungen für die Kommuni-
kation, oft auch einschließlich des Personals, der 
Wissensbestände, der IT-spezifischen Organisation 
und der Prozess. International und in der Bundes-
verwaltung gängige Bezeichnung für die (Fragen 
der) technikunterstützte Informationsverarbeitung. 
Synonym: Informations- und Kommunikationstechnik, 
abgekürzt IKT oder IuK, technikunterstützte Informa-

tionsverarbeitung (TUI). Frühere Bezeichnungen: 
EDV, ADV, DV 

Computer sind die aufregendste technische 
Errungenschaft zur wirksamen Verzögerung  

der Büroarbeit. 
(Parkinson)

ITIL 
Abkürzung für "Information Technology Infrastructure 
Library" und Trademark des Office of Government 
Commerce (OGC), UK, eine öffentlich verfügbare 
fachliche Dokumentation zur Planung, Erbringung 
und Unterstützung von IT-Serviceleistungen und ein 
Best Practice Leitfaden für Service Management, 
international als Standard verwendet 

IT-Wibe 
frühere Bezeichnung für Wibe 

IWF 
Internationaler Währungsfond, siehe IMF 

iterativ 
sich schrittweise in wiederholten Verfahrensschritten 
der endgültigen Lösung annähern, z. B. bei Entwick-
lungsvorhaben nach dem Gegenstromverfahren. 

Jahresabschluss 
zum Ende eines Geschäftsjahres von allen Kaufleu-
ten (im Sinne des Handelsrechts) vorzunehmende 
Dokumentation des Geschäftsjahres durch Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung und ggf. Lagebericht. 

Jahresarbeitszeit 
verfügbare Arbeitszeit einer Normalarbeitskraft als 
Rechenwert für die Personalbedarfsberechnung. Der 
Wert berücksichtigt: 365 Kalendertage abzüglich: - 
104 Tage am Wochenende - durchschnittlich auf 
einen sonst arbeitspflichtigen Wochentag fallenden 
Feiertage (10) - die durchschnittlichen Ausfälle durch 
Urlaub und ganztägige Dienstbefreiungen - die 
durchschnittlichen Ausfälle durch Krankheit, Kur- und 
Heilverfahren usw., multipliziert mit der durchschnitt-
lichen Arbeitszeit pro Tag. Es ergibt sich die durch-
schnittliche gesetzliche/tarifliche Anwesenheitszeit 
eines Mitarbeiters. Für eine einheitliche Berechnung 
werden diese Werte von verschiedenen amtlichen 
Stellen veröffentlicht, z. B. vom Bundesfinanzministe-
rium im Rahmen der Bekanntgabe der 
Personalkostensätze. (Berechnung: Druckfassung, 
Excel95-Datei) 

Bei der Ermittlung des Personalbedarfs sind ggf. 
noch die persönlichen Verteilzeiten zu berücksichti-
gen, wenn sie nicht in den Grundzeiten enthalten 
sind. 
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Jahresarbeitszeitbedarf 
siehe Jahresnettoarbeitszeit 

JAM (Jahresarbeitsminuten) 
In der Praxis übliche, aber unglückliche Bezeichnung 
für die in Minuten pro Person und Jahr 
[Min/(Person*Jahr)] nach gesetzlichen und tariflichen 
Regelungen verfügbare Arbeitszeit einer Normalar-
beitskraft. Jahresarbeitszeit Mehr ...  

kalkulatorische Kosten  
Kosten, denen kein Aufwand (Zusatzkosten) oder ein 
Aufwand in anderer Höhe (Anderskosten) entspricht, 
die aber für die wirtschaftliche Betrachtung als Res-
sourcenverzehr bzw. für die Vergleichbarkeit von 
Alternativen berücksichtigt werden müssen: 
Abschreibung (Ausgleich für die Wertminderung 
durch Nutzung von Anlagevermögen), kalkulatori-
sche Zinsen (Ausgleich für Kapitalbindung), kalkula-
torische Miete (Ausgleich für die Nutzung von 
Grundstücken, Räumen usw., deren Eigentümer die 
Institution selbst ist), Wagniskosten (für nicht versi-
cherte Risiken). Siehe auch KLR-Glossar. Kalkulato-
rische Kosten sind nicht "haushaltswirksam", eine 
der Gründe, warum die Kameralistik zur Unwirt-
schaftlichkeit beiträgt: diese Kosten werden deshalb 
bei Entscheidungen, die sich nur am "kameralen 
Haushalt" orientieren, nicht berücksichtigt, diese 
Entscheidungen verletzen damit das 
Wirtschaftlichkeitsgebot. 

Kameralistik 
Das traditionelle Rechnungssystem der öffentlichen 
Verwaltung im Gegensatz zur Doppik, der kaufmän-
nischen doppelten Buchführung. Es beschränkt sich 
auf den Nachweis von Einnahmen und Ausgaben 
(Ressourcen-Input), erfasst nicht den Output (Art und 
Zahl der Produkte) und auch nicht Wertveränderun-
gen durch Ressourcenverbrauch, das Vermögen 
oder die Effizienz der Mittelverwendung. Um Res-
sourcenverbrauch und Effizienz zu erfassen, wird die 
Kosten- und Leistungsrechnung (KLR) benötigt, ins-
gesamt eine doppische Verbundrechnung (siehe 
Doppik). 

Mängel der Kameralistik: 
Das unwichtige Detail wird präzise (fehl-) gesteuert, 
die politisch bedeutsamen Entscheidungen treffen 
Regierung und Verwaltung im Rahmen eines unzu-
reichenden Steuerungssystems mit Anreizen zu fal-
schem Verhalten; das Parlament will gar nicht wis-
sen, was erreicht werden soll und erreicht worden ist, 
und erfährt es auch nicht!  Mehr ... 

Kapazität 
Leistungsfähigkeit einer Einheit in einem bestimmten 
Zeitabschnitt (Leistungspotenzial, unabhängig von 
der tatsächlichen Leistung); Aufnahmefähigkeit, Fas-
sungsvermögen; auch: hervorragender Fachmann. 
Da Kapazität die Bereitstellung aller Faktoren für die 
Leistung bedeutet, verursacht sie Fixkosten und stellt 
sich das Problem einer optimalen Auslastung. 

Kapitalwertmethode 
 (Barwertmethode, Discounted Cash Flow Method): 
dynamisches Verfahren der Investitionsrechnung, 
das Alternativen nach ihren finanziellen (kostenmä-
ßigen) Folgen bewertet, indem alle Aus- und Einzah-
lungen (bzw. Einsparungen) auf den Zeitwert (= 
"Barwert") zu Beginn der Investition abgezinst wer-
den. Mehr ... , Abzinsungstabelle (Abzinstabelle, 
Zinseszinstabelle) sowie die Arbeitsanleitung  
des BMF für Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen. 

Kategorischer Imperativ 
Von Immanuel Kant formulierte und weithin als 
Grundnorm für ethisches/moralisches Handeln ak-
zeptierte Forderung für jegliches Handeln: 

"Handle so, dass die Maxime Deines Willens jeder-
zeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetz-
gebung gelten könne." (Immanuel Kant: Kritik der 
praktischen Vernunft, 1788, S. 52) 

Eine (nur) scheinbar einfache Forderung, die unmit-
telbaren Ertrag bringt, sie wäre auch in der aktuellen 
Finanzkrise verwendbar (regele das Verhalten auf 
den Finanzmärkten so, dass sie auch noch funkti-
onsfähig sind, wenn sich alle so verhalten wie ein-
zelne Marktteilnehmer (z. B. Hedgefonds)). Mehr … 

KBSt 
Koordinierungs- und Beratungsstelle der Bundesre-
gierung für Informationstechnik in der Bundesverwal-
tung im Bundesministerium des Innern. Website 
http://www.kbst.bund.de. 

Kennzahlen / Kennzahlenwert 
Allgemein: quantitative Informationen mit besonderer 
Aussagekraft, z. B. über Zustände, Eigenschaften, 
Leistungen oder Wirkungen des Systems oder der 
Systemumwelt, die Ziele (Soll-Werte) und die Zieler-
reichung (Ist-Werte), s. operationale Ziele. Synonym: 
Indikator. Der Sprachgebrauch ist nicht einheitlich, 
z. T. werden nur Zahlen mit Relevanz für die Zieler-
reichung als Kennzahlen bezeichnet, bzw. wird "Indi-
kator" als "Kennzahl" mit besonderen Eigenschaften 
verstanden. Kennzahlenwert ist der Zahlenwert mit 
Maßeinheit. Beispiel: "Kosten pro Antrag" ist die 
Kennzahl, "125 €/Antrag" der Kennzahlenwert für 
Anträge der Arbeitseinheit X im Jahr Y. 
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Kennzahlen sind ein unverzichtbares Element wirk-
samen Managements: Sie ersetzen intuitive Urteile 
durch nachprüfbare Daten. Sie machen eine kom-
plexe Realität überschaubar, sensibilisieren für As-
pekte, die sonst nicht wahrgenommen werden wür-
den, präzisieren Ziele und erlauben die Beurteilung 
der Zielerreichung. Sie sind Grundlage für informierte 
Managemententscheidungen, Controlling und Leis-
tungsvergleiche (Benchmarking). Für die Verwaltung 
sind sie unverzichtbar um die Erfüllung der verfas-
sungsrechtlichen Verpflichtung zu wirtschaftlichem 
Handeln (Art. 114 II GG) erkennen und nachweisen 
zu können. 

© Online-Verwaltungslexikon olev.de - 2007

Differenzen Beziehungszahlen

Mittelwerte Indexzahlen 

Arten von Kennzahlen

Absolute Zahlen Verhältniszahlen

Summen Gliederungszahlen 

 

Beachte: "Daten sprechen nicht", Kennzahlenwerte 
bedürfen immer der Interpretation. Mehr ... sowie 
Ziele und Kennzahlen, Grundzahlen, IKO-Netz. 

Kernkompetenz 
Fähigkeit, etwas, wofür es einen Markt gibt, besser 
zu können als andere. Darin liegt ein strategischer 
Vorteil, weshalb die "Konzentration auf die Kernkom-
petenz(en)" eine häufige Unternehmensstrategie vor 
allem in schwierigen Zeiten ist. Übertragen auf die 
öffentliche Verwaltung ... Mehr ... 

Kernprozesse/Kernprozess 
Prozesse zur Erzeugung der wesentlichen externen 
Produkte, im Unterschied zu Unterstützungs- und 
Führungsprozessen. Die Kernprozesse erbringen die 
eigentliche Wertschöpfung, für die öffentliche Ver-
waltung: sie dienen unmittelbar der Auftragserfüllung 
und rechtfertigen damit ihre Existenz. Sie sollten 
deshalb auch der Kernkompetenz entsprechen. Die 
Definition hat Bedeutung für KLR und Controlling und 
die Geschäftsprozessoptimierung, die auch noch 
weitere Prozesse unterscheidet: Gelegenheitspro-
zesse, Hebelprozesse. 

KGSt 
Kommunale Gemeinschaftsstelle für Verwaltungs-
management. Die von Städten, Gemeinden und 

Kreisen gemeinsam getragene KGSt ist "Entwick-
lungszentrum des kommunalen Managements" (so 
die Selbstdarstellung) . Sie wurde 1949 in Köln als 
privatrechtlicher Verein gegründet und hat Manage-
ment und Organisation der Städte und Gemeinden 
nach dem 2. Weltkrieg maßgeblich geprägt. Der Be-
ginn des Reformprozesses in Deutschland nach dem 
Neuen Steuerungsmodell geht wesentlich auf ihre 
Initiative zurück. Kurzdarstellung der KGSt, KGSt-
Website 

KLR 
siehe Kosten- und Leistungsrechnung 

KMU 
Abkürzung für "Kleinere und mittlere Unternehmen", 
heute meist verwendet in der Definition der Verord-
nung (EG) Nr. 70/2001, Anhang I: sie beschäftigen 
weniger als 250 Personen und haben einen Jahres-
umsatz von höchstens 40 Mio. EUR oder eine Jah-
resbilanzsumme von höchstens 27 Mio. EUR und 
sind unabhängig. Mehr ...  

kognitiv 
das Denken und Erkennen betreffend (im Gegensatz 
zu affektiv - Gefühle und Einstellungen betreffend) 

Kommunikation 
Übermittlung von Informationen und Nachrichten 
vom Sender zum Empfänger. Technisch wird der 
Prozess der Kommunikation als Phasenschema dar-
gestellt (sieh Abbildung). 

Phasenschema der Kommunikation  

1 2 3 4 5 

Information Nachricht Kanal Nachricht Information

Sprache Zeichen Signale Zeichen Sprache 

Zwischen den Phasen findet jeweils eine Umwand-
lung statt, die misslingen kann: sie kann dazu führen, 
dass der Empfänger nicht die Information erhält, die 
er erhalten sollte. Probleme der informationstechni-
schen Kommunikation sollen u. a. durch genormte 
Definitionen vermieden werden, wie sie z. B. das 
OSI-7-Schichten-Modell bereitstellt. 

Menschliche Kommunikation ist noch einmal kompli-
zierter, Grundstruktur und Probleme werden heute 
oft unter Verwendung des von Schulz von Thun ent-
wickelten Konzepts (u. a. mit dem "Kommunikations-
quadrat") beschrieben. 

Kompetenz 
1. Zuständigkeit = Berechtigung und Verpflichtung 
zum Tätigwerden ("formale Kompetenz"); Befugnis, 
(z. B. für Entscheidungen, Zeichnungsrecht). 

2. "Fachliche" Kompetenz von Organisationen (Un-
ternehmen, Behörden) als Fähigkeit zur Wahrneh-
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mung von Aufgaben / Erbringung von Leistungen; 
dafür reicht Zuständigkeit nicht aus, Voraussetzun-
gen sind z. B. entsprechende Ressourcen, Prozesse 
und Strukturen und andere Faktoren organisatori-
scher Leistungsfähigkeit, insbesondere im Bereich 
der »Kernkompetenz. Darüber hinaus kann aber 
auch die (bloße) Zuständigkeit im Sinne von 1 ge-
meint sein, unabhängig von der Fähigkeit zur erfolg-
reichen Wahrnehmung. 

3. "Berufliche" Kompetenz von Menschen: Hand-
lungsfähigkeit, Sachkunde/Befähigung, unabhängig 
von formaler Zuständigkeit, auf der Grundlage von 
Wissen/Fertigkeiten, Erfahrung und Einstellungen: 
(Definition allgemein, Befähigungs-/Kompetenz-
bereiche von Mitarbeitern. 

4. Kompetenz als Bildungsziel: Erwerb von Hand-
lungsfähigkeit, nicht lediglich von Wissen ... Mehr ...  

Die Aussage, etwas sei "komplex", kann auch "nicht 
verstanden", "nicht beherrschbar", "nicht diskutier-
bar" bedeuten. 

Komplexität 
Eigenschaft eines Systems (auch: einer Organisati-
on, einer Gesellschaft, eines gesellschaftlichen Teil-
systems), durch die Menge der Verknüpfungen zwi-
schen seinen Elementen in seinem Verhalten nur 
schwer beschreibbar und vorhersagbar zu sein. 
Komplexität entsteht also nicht durch die Vielzahl der 
Elemente, sondern der Verknüpfungsmöglichkeiten 
(zwischen einer möglicherweise begrenzten und 
überschaubaren Zahl von Elementen). Davon zu 
unterscheiden ist Kompliziertheit. Siehe dort zu Un-
terschied und Bedeutung auch für die Praxis, ferner 
System, Emergenz, Autopoiese, Chaostheorie. Mehr 
… 

Fortschritt ist der Weg vom Primitiven 
über das Komplizierte zum Einfachen. 

Kurt H. Biedenkopf, 1994 

Kompliziertheit 
Eigenschaft eines Systems (auch: einer Organisati-
on, einer Gesellschaft, eines gesellschaftlichen Teil-
systems), durch die Vielzahl seiner Elemente in sei-
nem Verhalten schwer beschreibbar und vorhersag-
bar zu sein. Erfolgreiche Systeme zeichnen sich eher 
durch Komplexität als durch Kompliziertheit aus. 
Denn auf Komplexität als strukturierte Vielfalt lässt 
sich mit leistungsfähigeren Mitteln reagieren (Reduk-
tion von Komplexität z. B. durch Regeln, Normen, 
Marktmechanismen, Selbstorganisation, usw.), auch 
wenn dies schwierig ist (vgl. "Ashby's Law": Lö-

sungssysteme müssen dieselbe Variabilität zulassen 
wie die Probleme, die gelöst werden sollen). Für 
soziale Systeme, Organisationen, Verwaltungen, 
Unternehmen ist es deshalb wichtig, Kompliziertheit 
zu vermeiden, weil die Bewältigung von Kompliziert-
heit viel aufwändiger ist als die Beherrschung von 
Komplexität. 

Der Unterscheidung zwischen Komplexität und 
Kompliziertheit ist auch Grundlage der These: "Fort-
schritt ist der Weg vom Primitiven über das Kompli-
zierte zum Einfachen" und der daran anknüpfenden 
Überlegungen für die Bewältigung gesellschaftlicher 
Probleme von Kurt H. Biedenkopf im Informatik-
Spektrum 1994, 82-86. 

Kongruenzprinzip (= AKV-Prinzip) 
Organisatorische Forderung, wonach Aufgabe, Ent-
scheidungsbefugnisse ("Kompetenz") und Verant-
wortung übereinstimmen sollen. Folge ist insbes. 
Delegation von Befugnissen (vor allem: des 
Zeichnungsrechts) und damit von Verantwortung (mit 
der Folge unterschiedlicher Arten von Verantwor-
tung). Das Kongruenzprinzip ist heute nach den 
Konzepten für eine neue/moderne Verwaltungsfüh-
rung (NSM / WoV) zu erweitern um die Ressourcen-
verantwortung und damit die volle Produktverantwor-
tung auf der dafür angemessenen Handlungsebene. 

Konkurrenz 
siehe Wettbewerb 

kontinuierlicher Verbesserungsprozess 
(KVP) 
(jap.: Kaizen) Ständiger Prozess zur Verbesserung 
der Leistungserstellung, der Kundenbetreuung, des 
Umfeldes, der Situation der Mitarbeiter oder anderer 
relevanter Faktoren des betrieblichen Geschehens 
nach dem Motto: "Viele kleine Schritte ergeben einen 
großen Schritt". Dazu werden entsprechende Pro-
zesse eingerichtet, die in festgelegten Perioden 
durchlaufen werden, und die Voraussetzungen für 
eine kontinuierliche Beteiligung der Mitarbeiter an 
Verbesserungen geschaffen. Wichtiges Element des 
Umfassenden Qualitätsmanagements TQM. 

Kontraktmanagement 
Steuern mit Zielvereinbarungen 

Kontrolle 
Überprüfung des Verhaltens und/oder des Ergebnis-
ses mit dem Ziel der Einwirkung auf das Verhalten 
(von Menschen, Organisationen oder technischen 
System). Bei der Kontrolle findet ein Soll/Ist-
Vergleich statt. Kontrolle darf nicht mit Controlling 
verwechselt werden: Kontrolle ist nur eine 
Controlling-Funktion. 
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Negative Koordination kann eine Folge der 
Spezialisierung sein (parzellierte Zuständigkeit ten-
diert zu "Kästchendenken"), die durch fehlende Ge-
samtorientierung (kein Leitbild), eine ungünstige 
Organisationskultur und durch das 
Mitzeichnungsverfahren begünstigt wird. 

Positive Koordination ergibt zügige Lösungen auf 
hohem Niveau. Die Beteiligten leisten Beiträge zur 
Verbesserung von Lösungsvorschlägen oder entwi-
ckeln Teilbeiträge für ein Gesamtkonzept, die auch 
die Belange anderer Beteiligter berücksichtigen, nut-
zen schnelle Kommunikationsmöglichkeiten und 
reagieren zügig, usw. 

Mehr ... 

Koordinationsinstrumente 
Regelungen oder Maßnahmen, die für die 
Koordination verwendet werden können, z. B. (Ein-
zel-) Weisungen, Pläne, Verfahrensrichtlinien, Pro-
zessorganisation bis hin zur Systematisierung aller 
Prozessen im Rahmen von Qualitätsmanagement, 
Mitzeichnung, aber auch Leitbilder, Zielvereinbarung, 
ferner die Schaffung von Abstimmungsgremien oder 
die Projektorganisation (dazu genauer: Projekt und 
alternative Handlungsformen). Nicht-strukturelle Ko-
ordinationsinstrumente (Kieser-Kubicek) sind z. B. 
Rotation, weil sich durch den Arbeitsplatzwechsel die 
Verständigungsmöglichkeit in einer Organisation 
verbessert. Koordinationsleistungen erbringen aber 
auch Märkte zwischen den Marktteilnehmern. In 
moderner Sichtweise können auch interne Märkte 
bestehen. Die Schaffung von Märkten und damit von 
Wettbewerb ist ein wichtiges Instrument der Verwal-
tungsmodernisierung (Neues Steuerungsmodell, 
aktivierender Staat). S. a. Koordinationskosten 

Koordinationskosten 
Der in der Praxis oft unterschätzte Aufwand der Ab-
stimmung und Steuerung arbeitsteiliger Prozesse, 
einschließlich der Kosten unterbliebener Koordinati-
on und damit der unproduktiven Arbeit, vermehrter 
Fehler usw. Moderne Steuerungsinstrumente versu-
chen, diesen Aufwand z. B. durch vermehrte Global-
steuerung (Zielvereinbarungen, Budgetierung usw.) 
zu verringern. Die Abwägung zwischen Koordinati-
ons- und Transaktionskosten ist wichtig für die Frage 
der Privatisierung. 

Korruption 
Missbrauch eines Amtes für den privaten Vorteil. 
Korruption verletzt die grundlegende Trennung von 
Amt und Person des Amtswalters, wie sie mit der 
Herausbildung der Bürokratie entstanden und Vor-
aussetzung für die Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
einer modernen (öffentlichen wie privaten) Verwal-

tung ist: für fremde Zwecke übertragende Befugnisse 
werden für persönliche Vorteile missbraucht. - Die 
Frage der Korruption ist entscheidend für die Leis-
tungsfähigkeit von Politik und Verwaltung - ebenso 
wie für eine die Vorteile der Marktwirtschaft realisie-
rende Wirtschaft - und spielt deshalb in der Entwick-
lungshilfe und in vielen anderen Bereichen (ein-
schließlich der Beitrittsbedingungen zur Europäi-
schen Union) eine zentrale Rolle, sie ist ein Aspekt 
von Good (Public) Governance. 

Der Vorbeugung und Bekämpfung von Korruption 
international widmet sich Transparency International, 
national Transparency International Deutschland 
e. V. Zur Korruptionsbekämpfung trägt auch der 
Schutz von Whistleblowing bei. 

Kosten 
"Wertverzehr" im Unterschied zu "Ausgaben" in der 
kameralistischen Haushaltsführung: 

in Geld bewerteter Verbrauch von Produktions-
faktoren: Arbeitsleistung, Betriebsmitteln und 
Werkstoffen und/oder von Dienstleistungen Dritter 
(einschließlich der dabei ggf. anfallenden öffentlichen 
Abgaben) bei der Erfüllung der Aufgaben (Erstellung 
und Abgabe von Leistungen). Im Rahmen der Kos-
tenrechnung: betriebsbedingter und betriebstypi-
scher Wertverzehr während einer Rechnungsperio-
de. 

"Kosten" ist ein Zentralbegriff für die Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung und im Rahmen modernen 
Steuerung, weil damit nicht Einnahmen und 
Ausgaben, also Zahlungsvorgänge, sondern die tat-
sächlichen Wertveränderungen erfasst werden. 
"Vom Geldverbrauchs- zum Ressourcenverbrauchs-
konzept" ist deshalb auch der Titel des KGSt-
Berichts Nr. 1/1995, der die zentrale Botschaft für die 
Neuorientierung des Umganges mit Ressourcen auf 
eine kurze Formel brachte. 

Kosten können ermittelt werden für einzelne betrieb-
liche Aktivitäten (z. B. Stückkosten) und/oder pro 
Zeiteinheit (Jahreskosten); die Gesamtkosten einer 
Institution pro Rechnungsperiode ergeben den 
Aufwand. 

Weitere Stichwörter: Teilkosten, Vollkosten, Einzel-
kosten, Gemeinkosten, Fixkosten, variable Kosten. 
Zuordnung der Kosten s. Kostenrechnung. S.a. die 
Definitionen in der KLR des Bundes 

Kostenarten 

"Welche" Kosten sind angefallen, gegliedert insbe-
sondere nach Personal- und nach Sachkosten mit 
weiteren Untergliederungen, insbesondere 
kalkulatorische Kosten (Abschreibungen, kalkulatori-
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Verwaltung ihren Auftrag erfüllt und "ihr Geld Wert 
ist". »Wirtschaftlichkeit, Effizienz. 

Ein anschauliches Beispiel für Kostenrechnung 
hat die Bildungsdirektion des Kantons Zürich im In-
ternet bereit gestellt: Kostenrechnung im Bereich 
Bildung. Ein Anwendungsbeispiel des New Public 
Management, Zürich 2002: Online-Quelle / Online-
Archiv. 

Kostenstelle 
Ort der Entstehung von Kosten ("Wo"), d. h. die Or-
ganisationseinheit; das kann ggf. auch ein Projekt als 
zeitlich befristete Kostenstelle sein. In der öffentliche 
Verwaltung sollte die Kostenstelle auch die Verant-
wortung für die Leistungen übernehmen und ent-
sprechend benannt werden (im Land Berlin heißt sie 
deshalb "Leistungs- und Verantwortungszentrum", 
LuV). 

Kostenträger 
Verursacher der Kosten ("Wofür"), d. h. das Produkt 
bzw. Teilprodukt/die Leistung (je nach Gestaltung 
der KLR). Damit liefert die Kostenträgerrechnung 
auch die Daten für die wichtige Kennzahl " 
Stückkosten". 

Kostenvergleichsrechnung (KVR) 
Bewertungstechnik, statisches Verfahren der 
Investitionsrechnung, das die Kosten von Alternati-
ven als Durchschnittskosten pro Jahr vergleichbar 
macht. Sie ist relativ einfach anzuwenden, erlaubt, 
allein verwendet, eine Entscheidung zwischen Alter-
nativen aber nur dann, wenn die Voraussetzungen 
des Minimalprinzips vorliegen, die Alternativen also 
den gleichen Nutzen aufweisen. Sonst ist ggf. noch 
eine Nutzwertanalyse und eine Gesamtwürdigung 
von Nutzen und Kosten der Alternativen erforderlich, 

s. Wirtschaftlichkeit. Mehr ... (Muster einer KVR) 
sowie Arbeitsanleitung des BMF für Wirtschaftlich-

keitsuntersuchungen 

Kosten-Wirksamkeit (cost-effectiveness) 
Verhältnis der Wirksamkeit im Sinne von Outcome 
als besonderer Aspekt der Wirtschaftlichkeit zum 
Ressourcenverbrauch, z. B. was kostet die Verrin-
gerung der Zahl von Unfalltoten um x Fälle, die 
Steigerung der Alphabetisierungsquote der Bevöl-
kerung in der Region X in Bangladesch um y%. 
Mehr ... 

Kosten-Wirksamkeits-Analyse (KWA) 
Verfahren der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, das 
die Kosten einer Maßnahme den voraussichtlichen 
Wirkungen gegenüber stellt, wobei die Wirkungen 
nicht monetär bewertet werden wie bei der Kosten-
Nutzen-Analyse, sondern durch eine 
Nutzwertanalyse mit anderen Handlungsalternati-
ven verglichen werden. Die Bewertung der Lösun-
gen kann als Portfolioanalyse dargestellt werden 

oder als Kosten pro Wirkungseinheit, z. B. Kosten 
pro Absolvent einer Schule, pro Prozentsatz der 
Steigerung der Alphabetisierung, der Senkung von 
Krankheits- oder Todesraten, usw. Zu beachten sind 
die Fehlergrenzen dieses Verfahrens, da die Re-
chengrößen erhebliche Unsicherheiten aufweisen. 
Deshalb ist eine Sensibilitätsanalyse empfehlens-
wert, um das Ergebnis abzusichern. Englisch: Cost 
Effective Analysis, CEA. 

KPI - Key Performance Indicators 
kritische Erfolgsfaktoren (Faktoren für künftigen Er-
folg, Leistungstreiber), die durch Kennzahlen abge-
bildet werden. Da sie für den Erfolg in der Zukunft 
verantwortlich sind, werden sie auch "Frühindikato-
ren" genannt, im Gegensatz zu den üblichen finan-
ziellen Erfolgskennzahlen, die als Spätindikatoren 
das Ergebnis der Entscheidungen in der Vergangen-
heit anzeigen. KPI sind deshalb ein Kernelement des 
Konzepts der Balanced Scorecard, aber auch der 
TQM-Konzepte, z. B. des EFQM-Modells für umfas-
sendes Qualitätsmanagement. 

Im Controlling allgemein: Schlüsselindikatoren, die 
die wichtigsten Einflussfaktoren auf den Erfolg abbil-
den und damit Einzelentscheidungen und längerfris-
tig wirkende Maßnahmen (Planung, Organisation, 
Management) und kontinuierliche Verbesserungs-
maßnahmen ermöglichen (im Unterschied zum BSC-
Konzept nicht nur "Frühindikatoren"). 

In der öffentlichen Verwaltung gibt es keinen einheit-
lichen Sprachgebrauch, diskutiert wird die Konzent-
ration von Kennzahlen auf Schlüssel- oder Kern-
kennzahlen (siehe das Projekt "KiK - Kernkennzah-

Mundhenke: KLR in der Bundesverwaltung. 2003  
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len in der Kommunalverwaltung" der Bertelsmann-
Stiftung (jetzt integriert in das Projekt "Kommunal 
KOMPAKT! ", Online-Quelle)), es sei denn, dass 
durch die Verwendung des Konzepts der Balanced 
Scorecard oder des EFQM-Modells "KPI" ebenfalls 
die oben genannte Bedeutung erhält. 

Kreativität 
schöpferisches, erfinderisches Denken bzw. Denk-
vermögen, d. h. die Fähigkeit zur Entwicklung neuar-
tiger Gedanken und/oder Gedankenverbindungen 
bzw. Problemlösungen, die bisher nicht bekannt und 
auch nicht aus vorhandenen Erkenntnissen nach 
vorgegebenen Regeln (analytisch) ableitbar sind. 
Externer Link: Brodbeck, Glossar zur Kreativität 

Kreativitätstechniken 
Techniken zum Entwickeln bzw. Auffinden neuartiger 
Ideen, »Kreativität, z. B. »Brainstorming. 

Kriterium 
Prüfpunkt, Beurteilungsmaßstab; "Kennzahlen, 
»Indikator, »Ziel 

KTQ 
Abkürzung für "Kooperation für Transparenz und 
Qualität im Gesundheitswesen", eine Gemein-
schaftsinitiative von Verbänden des Gesundheitswe-
sens auf Bundesebene. Das Qualitätsmanagement-
Konzept der KTQ nimmt wesentliche Aspekte des 
Qualitätsmanagements nach ISO 9000/9001 auf, 
einschließlich der Zertifizierung, aber krankenhaus- 
und patientenspezifisch konkretisiert und ergänzt ... 
Mehr ... 

Kultur 
siehe Unternehmenskultur 

Kunde/Kundin 
Der Nachfrager nach und Abnehmer eines 
Produktes, d. h. auch einer Dienstleistung. 
Lieferant/in ist derjenige, wer das Produkt dem Kun-
den liefert (je nach Art des Produktes und der Ver-
einbarung durch Bereitstellung, Übergabe oder auf 
andere Weise). Kunden können intern oder extern 
sein, so haben insbesondere die Querschnittsein-
heiten (Haushalt, Personal usw.) "interne" Kunden. 
Diese Kundenstruktur ... Mehr ... 

Kundenbefragungen / Kundenmonitor 
Systematische Erhebung und Auswertung der Mei-
nung der "Kunden" der öffentlichen Verwaltung, ob 
die Leistungen der Verwaltung bedarfsgerecht, quali-
tativ gut und zeitgerecht sowie in Art und Weise an-
gemessen erbracht werden (Servicequalität). Sie 
sind eine wichtige Informationsgrundlage insbeson-
dere da, wo keine marktähnlichen Reaktionen zu 
erwarten sind, Qualität, Service und Wirkungen also 

nur über Kundenbefragungen ermittelt werden kön-
nen. Wird die Einschätzung der Kunden regelmäßig 
und vergleichbar erhoben, spricht man auch von 
Kundenmonitor. Mehr ...  

Kundenzufriedenheit 
Zufriedenheit mit der Leistung nach Qualität und 
Preis (bzw. Gebührenhöhe) und/oder mit Art und 
Weise der Erbringung der Leistung (Servicequalität). 
Die Zufriedenheit der Kunden ist differenzierter, weil 
z. B. die Erfüllung von Mindestanforderungen nicht 
"zufrieden" macht: siehe das Kano-Modell der Kun-
denzufriedenheit. 

Wichtige Informationsquellen sind Kundenbefragun-
gen, auch im Vergleich zu anderen (Benchmarking), 
die Auswertung der Kundenbeschwerden sowie die 
Analyse von Kosten, die mit negativen Kundenreak-
tionen zusammenhängen (Kosten der Garantie- und 
Kulanzleistungen, Kosten der Rechtsbehelfe bzw. 
sonstiger Beschwerden/Gegenvorstellungen usw. in 
der öffentlichen Verwaltung). 

Kundengruppen, -typen 
siehe  »Kunde/Kundin 

Lean Production / Lean Management  
"Schlanke" Produktion bzw. schlankes Management. 
Konzept der Steigerung von Effizienz, oft im Sinne 
von Dezentralisierung, Outsourcing, flacherer Hierar-
chien, Leistungsverdichtung und damit weniger Per-
sonal. Das Schlagwort "Lean Production" - und ande-
re Varianten von "Lean"-Konzepten ... Mehr ...  

Lebenslagen 
zentrale Lebensereignisse wie Geburt oder Hochzeit, 
Umzug, Schulbeginn, Themenbereiche, die Verwal-
tungsleistungen unterschiedlicher Art erfordern. Das 
Lebenslagen-Konzept will für diese Situationen alle 
Dienstleistungen „aus einer Hand“ bereit stellen: 
One-Stop-Government, wie es bereits in der Ver-
gangenheit über Bürgerämter angestrebt worden ist, 
im Rahmen von E-Government aber erweitert wer-
den kann. Das Angebot soll möglichst auch unab-
hängig von Zuständigkeitsgrenzen der einzelnen 
Träger der öffentlichen Verwaltung bestehen, z. B. 
können im Bürgerbüro dann auch Anträge für die 
Arbeitsverwaltung entgegen genommen werden. 
Organisatorisch umgesetzt durch Front Office (Kon-
taktstelle zum Bürger) und Back Office (Verwal-
tungsbereich, in dem die übrigen Schritte der 
Prozesse abgewickelt werden). Vgl. KGSt: „Lebens-
lagen“: Verwaltungsorganisation aus Bürger- und 
Kundensicht, KGSt-Bericht Nr. 5/2002, Köln 2002 
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Methodenkompetenz, s. auch Potenzialbereiche. 
Mehr ...  

Management by Objectives (MbO) 
"Management durch Zweckprogramme": Konzept, 
bei der die Führung sich weitgehend beschränkt auf 
Zielvorgaben bzw. Zielvereinbarung und deren 
Überprüfung. "Die Vorstellung, man könnte den ge-
samten betrieblichen Abstimmungsprozess als ein 
System integrierter Zweckprogramme darstellen, wie 
es von dem Management by Objectives propagiert 
wird, hat sich allerdings in der Praxis als undurch-
führbar erwiesen." (Schreyögg 1998, 173). 

Andererseits ist das Konzept der Steuerung über 
Zielvereinbarungen Kernelement einer neuen Ver-
waltungsführung (NSM/NPM/WoV) in der öffentlichen 
Verwaltung, allerdings bei wesentlich anderer Aus-
gangslage, nämlich einer unterentwickelten bzw. 
fehlenden strategischen Steuerung, fehlenden Er-
folgskennzahlen wie in der Privatwirtschaft bei 
gleichzeitiger unsystematischer oder Übersteuerung 
durch detaillierte Vorgaben für Ressourcen und Art 
und Weise der Aufgabenerfüllung (Einzelheiten im 
Beitrag zum Neuen Steuerungsmodell). Deshalb 
könnte des MbO-Konzept - je nach Interpretation und 
Art der Realisierung - für die öffentliche Verwaltung 
durchaus weiterhin sinnvoll Teil eines Gesamtkon-
zepts sein. Aktuell wird die Bezeichnung "Manage-
ment by Objectives" aber kaum verwendet, statt des-
sen spricht man von Zielvereinbarungen und Kon-
traktmanagement. 

Mangel 
Ein Fehler mit Folgen: "Nichterfüllung einer Anforde-
rung in Bezug auf einen beabsichtigten oder festge-
legten Gebrauch." (ISO 9000:2005 Nr. 3.6.3). Ein 
fehlerhaftes Verhalten kann folgenlos bleiben und 
stellt dann keinen Mangel dar. Das ist rechtlich wich-
tig. Andererseits kann die durch den Fehler ausge-
löste Gefahr oder Möglichkeit eines Schadens be-
reits als Mangel im Rechtssinne zu beurteilen sein. 

Die Unterscheidung ist für Qualitätsmanagement von 
entscheidender Bedeutung: es gilt, bereits Fehler 
auszuschließen, und nicht erst auf einen Mangel zu 
reagieren. Allerdings ist dabei "mit Augenmaß" vor-
zugehen, d. h. es ist auch abzuwägen, welches Ge-
wicht Fehler jeweils haben (Fehlerhäufigkeit / Feh-
lerschwere), um die Aktivitäten zur Fehlervermei-
dung oder Vorsorge zur Fehlerkorrektur usw. sinnvoll 
zu steuern. Systematisiert prüft das die 
Fehlermöglichkeits- und -einflussanalyse (FMEA). 
Die Bewertung von Fehlern kann z. B. mit der 
ABC/ XYZ-Analyse erfolgen. 

Marketing 
Ausrichtung des betrieblichen Geschehens auf den 
Markt, um die Ziele des Unternehmens zu verwirkli-
chen; insbesondere Absatz-Marketing (Produkt- und 
Sortimentsgestaltung, Absatzmethoden, Werbung, 
Preispolitik). Mehr ...  

Markt 
Ort, an dem Angebot und Nachfrage zusammentref-
fen, sich deshalb Preise bilden können und der Aus-
tausch von Leistungen vereinbart werden kann. 
Märkte werden unterschieden insbesondere 1. nach 
dem regionalen Bezug (z. B. Wohnungsmarkt in der 
Stadt X, Binnenmarkt, Weltmarkt), 2. nach der Art 
von Produkten (Rohstoffmarkt, Arbeitsmarkt usw.), 3. 
nach der Marktsituation: a) vom Verkäufermarkt 
spricht man bei knappem Angebot, bei dem die An-
bieter mehr absetzen könnten und deshalb bestrebt 
sein werden, ihr Angebot mengenmäßig zu vergrö-
ßern, b) die heute bei Sachgütern übliche Sättigung 
führt dagegen zu einem Käufermarkt, auf dem die 
Anbieter versuchen werden, Absatzwiderstände zu 
überwinden und ggf. durch besondere Produkte bzw. 
Dienstleistungen zusätzliche Nachfrage auszulösen 
oder einen Konkurrenzvorteil zu erreichen. Dann 
werden Kernkompetenzen strategisch bedeutsam 
sowie strategisches und operatives Marketing. 

Maßnahme 
(im Zusammenhang mit Planung) eine Handlung 
oder eine als zusammengehörig verstandene Sum-
me von Handlungen, die der Verwirklichung von Zie-
len dient oder dienen soll. Die Zusammenfassung 
von Maßnahmen wird oft als „Programm“ bezeichnet. 

Matrixorganisation 
ein Strukturtyp, bei der zwei Weisungssysteme kom-
biniert werden und deshalb die Mitarbeitenden 
gleichzeitig zwei oder mehr Instanzen unterstehen, 
z. B. unterstellt den Leitungen der - verrichtungsbe-
zogenen - Abteilungen Beschaffung, Produktion und 
Absatz und gleichzeitig den objektbezogenen Pro-
duktmanagern; eine Form der Mehrlinienorganisa-
tion. 

Maximalprinzip 
Prinzip der Auswahl von Maßnahmen danach, wel-
che bei gegebenem Aufwand / Kosten den größten 
Nutzen erreicht, als eine Konkretisierung des 
Wirtschaftlichkeitsgebots. Minimalprinzip, Optimal-
prinzip 

Mediation 
Verfahren der Bearbeitung von Konflikten, indem die 
Leitung des Verfahrens einer unabhängigen, sach-
kundigen und neutralen Vermittlungsperson ("Media-
tor/in") übertragen wird, die von allen am Konflikt 
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Managementansatz. Sie ist dem "strategischen Ma-
nagement" vorgelagert/übergeordnet. 

normieren 
vereinheitlichen (durch Festlegungen in einer Norm); 
regeln, vorschreiben. 

NPM 
Abkürzung für "New Public Management", siehe 
Neues Steuerungsmodell 

NPO 
Non-Profit-Organisation(en), Gemeinnützige Organi-
sation(en), d. h. Organisationen ohne Absicht der 
Gewinnerzielung. Dazu gehören Anstalten, Körper-
schaften und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
gemeinnützige Kapitalgesellschaften und Genossen-
schaften, privatrechtliche Stiftungen und Vereine, 
auch Parteien und Kirchen werden dazu gerechnet. 

NSI 
Abkürzung für "Neue Steuerungsinstrumente", eine 
Abkürzung, die z. T. von der Bundesregierung/–
verwaltung, dem Land Baden-Württemberg u. a. 
verwendet wird für die Instrumente, die im Rahmen 
einer Neuen Verwaltungsführung verwendet werden, 
insbesondere Neues Rechnungswesen (Doppik), 
Controlling 

NSM 
siehe Neues Steuerungsmodell 

Nutzen 
Ausmaß der Zielereichung = Leistung / Wirkung / 
Sonstiges (siehe Ziele). 

Im einzelnen: Jeder Beitrag zur Bedürfnisbefriedi-
gung bzw. zur Erreichung von Zielen (einer Person, 
eines Betriebes, einer Volkswirtschaft usw.), für die 
öffentliche Verwaltung: jeder Beitrag zu einem lega-
len und legitimen Ziel der öffentlichen Verwaltung, 
jeder Beitrag zum Gemeinwohl. Dabei sind Nachteile 
als "negativer Nutzen" einzubeziehen. Mehr ...  

Nutzwertanalyse 
Bewertungstechnik, bei der alle nicht-monetären Vor- 
und Nachteile von Alternativen einheitlich als Nut-
zengrößen dargestellt werden. Damit können die 
Alternativen auch bei Zielkonflikten vergleichbar ge-
macht werden (vgl. das Vorgehen der der Stiftung 
Warentest). Sie ermöglicht Entscheidungen nach 
dem Maximalprinzip (die Alternative mit dem höchs-
ten Nutzwert wird gewählt), bei Gegenüberstellung 
mit Kostenunterschieden auch nach dem 
Optimalprinzip. Im Hinblick auf Bewertungsprobleme 
ist u. U. ein Test des Ergebnisses über eine 
Sensibilitätsanalyse (Empfindlichkeitsanalyse) erfor-
derlich. »Wirtschaftlichkeit, Mehr ...  

Objekt 
1. org: Arbeitsgegenstand, auf den sich Verrichtun-
gen (Tätigkeiten) beziehen bzw. an dem Verrichtun-
gen (Veränderungen, Bearbeitungen) vorgenommen 
werden können. »Spezialisierung. IT: eine adressier-
bare Einheit, die auch ihrerseits aus (Teil-) Objekten 
zusammengesetzt sein kann (ein Textdokument, 
eine Grafik innerhalb des Dokumentes, die Elemen-
te, aus denen die Grafik zusammengesetzt ist und 
die getrennt gestaltet werden können). 

2. Allgemeiner Sprachgebrauch: Gegenstand, auf 
den das Interesse, das Denken, das Handeln gerich-
tet ist, Planvorhaben, Gebäude, in sozialistischen 
Ländern: betriebswirtschaftliche Einheit. Philosophie: 
ein vom menschlichen Bewusstsein unabhängig 
existierender Gegenstand (Gegensatz: Subjekt: 
Handelnder) 

objektiv, Objektivität 
sachlich, unabhängig von Ansichten, Wertungen 
Messungen eines einzelnen Menschen (Gegenteil: 
subjektiv). Objektivität ist ein Gütekriterium für 
wissenschaftliches Arbeiten und zeigt sich darin, 
dass unterschiedliche Personen bei Verwendung der 
wissenschaftlichen Methoden / Mess- und Interpreta-
tionsverfahren zu gleichen Ergebnissen kommen. 
Dabei können Durchführungs-, Auswertungs- und 
Interpretationsobjektivität unterschieden werden. Die 
Objektivität von Tests kann durch Standardisierung 
verbessert werden. Siehe auch die Gütekriterien 
Validität und Reliabilität. 

OECD 
Organisation for Economic Cooperation and Deve-
lopment, Organisation für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung. Nachfolgerin der 1948 
zunächst für die Koordinierung der europäischen 
Wiederaufbaupläne enstandenen OEEC mit inzwi-
schen mehr als 30 Mitgliedern weltweit, die mit ande-
ren internationalen Organisationen kooperiert. Der 
Programmbereich "PUMA" steht für das" OECD Pro-
gramme on Public Management and Governance". 
Website der OECD: http://www.oecd.org. 

Ökobilanz 
Verfahren zur umfassenden Erfassung und Bewer-
tung der Stoff- und Energieströme. Sie kann sich 
beziehen auf den gesamten Betrieb/die gesamte 
Verwaltung (Betriebsbilanz), einzelne Prozesse 
(Prozessbilanz), einzelne Produkte (Produktbilanz) 
oder regionale Teile des Unternehmens / der Verwal-
tung (Standortbilanz). 

Ökonomisches Prinzip 
Prinzip des rationalen = haushälterischen Umgangs 
mit knappen Ressourcen. Wirtschaften ist notwendig, 
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weil die Güter zur Bedürfnisbefriedigung begrenzt , 
die Bedürfnisse aber praktisch unbegrenzt sind. 
Deshalb fordert das "Ökonomische Prinzip", die 
knappen Güter so einzusetzen, dass ein möglichst 
günstiges Verhältnis zwischen Bedürfnisbefriedigung 
und Güterverzehr erreicht wird. Es entspricht damit 
dem Wirtschaftlichkeitsgebot mit den Ausprägungen 
Minimal-, Maximal- und Optimalprinzip. 

operational 
konkret beschrieben, messbar, und damit umsetzbar. 
Operationale Ziele 

operationale Ziele 
messbare Ziele, die so präzise definiert sind, dass 
Art und Ausmaß der Zielerreichung eindeutig be-
stimmt werden können. Die Operationalisierung ge-
schieht i. d. R. durch die Definition von Kennzahlen. 

Operations Research 
Teilgebiet der Betriebswirtschafts- und Management-
lehre, das mathematische Modelle und Verfahren zur 
Abbildung von Entscheidungsproblemen und zur 
Ableitung von Handlungsempfehlungen benutzt. 
»Spieltheorie 

operativ 
(im Unterschied zu taktisch und strategisch): kurzfris-
tig (weniger als 1 Jahr, die laufende Rechnungs- 
bzw. Berichtsperiode betreffend) und konkret, detail-
liert, "das Tagesgeschäft", zumeist einen Teil des 
Betriebes/der Aktivitäten betreffend. Grundlegende 
Unterscheidung für die Managementaufgabe, 
Planung, Controlling usw. Mehr (Übersicht) ... 

operative Ziele 
kurzfristige und eher konkrete Ziele - im Gegensatz 
zu den strategischen Zielen, für die Verwaltung ins-
besondere Ziele innerhalb der Verwaltung auf der 
Ebene der Produktverantwortlichen, deren Errei-
chung in Produktberichten des Controlling dokumen-
tiert wird. 

operatives Controlling 
Controlling mit operativer Perspektive, die aktuelle 
Berichtsperiode betreffend und vor allem operative 
Ziele beobachtend (allerdings möglichst mit Blick auf 
die strategischen Beiträge und ggf. Probleme des 
operativen Geschäfts). Typisches Dokument ist z. B. 
der Produktbericht. 

Opportunitätskosten 
entgangener Nutzen aufgrund der Entscheidung für 
eine bestimmte Alternative. Deshalb sind in der 
Kostenrechnung kalkulatorische Zinsen, kalkulatori-
sche Miete (»kalkulatorische Kosten) usw. anzuset-
zen, die ausgleichen, dass der Wert des Anlagekapi-
tals hätte verzinslich angelegt, ein Gebäude hätte 

vermietet werden können. Ein kalkulatorischer Un-
ternehmerlohn als O. wird in der öffentlichen Verwal-
tung nicht berücksichtigt. 

optimal 
relativ best möglich: die unter gegebenen Bedingun-
gen bestmögliche Gestaltung (Leistung, Aktivität 
usw.), bei der also z. B. das Ergebnis / der Nutzen im 
Verhältnis zu den Nachteilen / Kosten am günstigs-
ten ist. 

Optimalprinzip 
Auswahl von Maßnahmen danach, welche das güns-
tigste Verhältnis von Nutzen zu Kosten, von Vor- und 
Nachteilen aufweist; ein Anwendungsfall des 
Wirtschaftlichkeitsgebotes. 

optimieren 
verbessern, den optimalen, also relativ bestmögli-
chen Zustand herstellen, z. B. die größte 
Wirtschaftlichkeit (bestmögliches Nutzen-Kosten-
Verhältnis) eines Produktionsprozesses, die 
schnellste Erledigung bei gegebenen weiteren Be-
dingungen. 

Organigramm/Organisationsplan 
(= Organisationsübersicht, "Spinne"): Zusammenfas-
sende Übersicht über Organisation und Aufgaben-
verteilung in einer Institution, vom Leitungsorgan bis 
zur Ebene der Basiseinheiten (Referate), unter gra-
phischer Verdeutlichung der Über-/Unterordnungs-
verhältnisse und der Dienstwege. 

Organisation 
1. eine Institution (Einrichtung) als soziale Gesamt-
heit, als zielorientiertes (ein Ziel, eine Aufgabe ver-
folgendes) soziales (oder häufig: soziotechnisches) 
System ("die Behörde ist eine Organisation"); 2. die 
Struktur eines solchen Systems - Organisationsstruk-
tur ("die Behörde hat eine Organisation"); 3. die Auf-
gabe oder Tätigkeit des "Organisierens", d. h. der 
Untersuchung und Gestaltung der Organisations-
struktur (z. B. "Techniken der Organisation"). Organi-
sation im Sinne "Struktur" wird üblicherweise unter-
teilt in Aufbauorganisation und in Ablauforganisation, 
darüber hinaus umfasst sie aber auch übergreifende 
Strukturmerkmale, z. B. Art und Ausmaß der 
Formalisierung. 

Mit Organisation als Institution wird in diesem Le-
xikon verstanden eine Behörde, ein Amt oder eine 
ähnliche öffentlich-rechtliche Institution ebenso wie 
ein Unternehmen oder ein Betrieb. Gemeint sein 
kann aber auch eine Gebietskörperschaft (z. B. eine 
Stadt), die Verwaltung einer Gebietskörperschaft 
oder ein Konzern, je nach Thema. 
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nagement", HRM, genannt (andere Schreibweisen: 
"Human Resources Management", "Human Res-
source Management"). Siehe Personalmanagement. 
2. Die Aufgabe(n) der Querschnittseinheit "Personal", 
insbesondere die "Bewirtschaftung" der Stellen und 
die Betreuung des Personals als interne Dienstleis-
tung. 

Personal-Standardkosten 
Einheitlich festgelegte Sätze für die Kostenrechnung, 
insbesondere die KLR, um die Planung und Berech-
nung zu vereinfachen und soziale Verwerfungen zu 
vermeiden (ein Mitarbeiter einer bestimmten Besol-
dungs- oder Vergütungsgruppe ist in der Kosten-
rechnung gleich teuer, ob er jung und ledig oder älter 
und verheiratet mit großer Familie ist). Grundlage 
sind die Ist-Werte aus der Vergangenheit. S. a. 
Personalkostensätze für Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen sowie weitere Einzelheiten (Glossar der 
Standard-KLR des Bundes) 

Persönliche Verteilzeit  »Verteilzeiten 

Peter-Prinzip 
(oder die "Hierarchie der Unfähigen") Das von Lau-
rence J. Peter "entdeckte" Prinzip, wonach jeder so 
lange befördert wird, bis er seine individuelle Stufe 
der Unfähigkeit erreicht hat. Die Hierarchie ist also 
weitgehend eine "Hierarchie der Unfähigen" und 
funktioniert nur deshalb, weil es Mitglieder gibt, die 
noch nicht ausreichend oft befördert worden sind 
(was auch darauf beruhen kann, dass sie sich der 
Beförderung in die Stufe der Unfähigkeit bewusst 
verweigerten). (Peter und Hull, Das Peter-Prinzip ..., 
2001) 

Phonodiktat 
Diktat mit Diktiergerät auf Tonträger und dement-
sprechender Unabhängigkeit von der Schreibkraft im 
Gegensatz zum Stenogramm- oder Maschinendiktat. 

PISA 
Abkürzung für "Programme for International Student 
Assessment", eine international vergleichende Studie 
der OECD über den Bildungsstand von Schülern. Sie 
ist ein Beispiel für internationales Benchmarking von 
Outcome, und zwar der (nationalen) Bildungssyste-
me (bzw. mit den Ergänzungsstudien in Deutsch-
land: der Bildungssysteme der Bundesländer) und 
damit gleichzeitig Erfolgskontrolle der jeweiligen Bil-
dungspolitik. 

Plankosten 
Kostenvorgaben, Soll-Kosten, Kosten laut Plan. Sie-
he ausführlicher im Glossar der Standard-KLR. Plan-
kosten auf der Grundlage der Vollkosten unterliegen 

den Bedenken der Vollkostenrechnung, s. dazu den 
Beitrag zu Einzelkosten. 

Planung 
Vorbereitendes Durchdenken und Festlegen zukünf-
tigen Verhaltens oder anzustrebender Ergebnisse, 
z. B. Aufgabenplanung (angestrebte Wirkungen, 
Leistungen), Finanzplanung, Personalplanung. Für 
das Management ist Planung die erste Phase eines 
Management-Prozesses, der durch Controlling zu 
unterstützen ist. Mehr ...  

Portfolioanalyse 
Zwei- oder mehrdimensionale Bewertung von 
Produkten, Projekten, Ressourcen usw. nach aus-
gewählten Kriterien in einem Koordinatensystem. Die 
klassische Portfolioanalyse als Instrument des 
strategischen Managements ermittelt Stärken und 
Schwächen des Unternehmens und Chancen und 
Risiken der Umwelt, um daraus strategische Emp-
fehlungen für die einzelnen Produkte oder Ge-
schäftsfelder abzuleiten (SWOT-Analyse). Ge-
bräuchlich ist aber z. B. auch das Personalportfolio 
als Instrument des Personalmanagements. Und 
schließlich ist die Zeitplanung nach dem "Eisenho-
wer-Prinzip" eine bekannte Anwendung: alle Aktivitä-
ten werden nach zwei Kriterien beurteilt: wie wichtig 
und wie dringlich sie sind. Die vier-Felder-Matrix 
ergibt folgende Empfehlungen: Wichtig und dringlich: 
sofort anpacken. Unwichtig und dringlich: delegieren. 
Wichtig aber nicht dringlich: in Zeitplanung aufneh-
men. Nicht wichtig und nicht dringlich: Papierkorb. 

Arbeitsplanung nach dem "Eisenhower-Prinzip" 
(Vier-Felder-Matrix) 

   

dringlich sofort anpacken delegieren 

nicht 
dringlich terminieren  Papierkorb 

  wichtig unwichtig 
© Krems - olev.de - 2008-01-18 

 
Eine dritte Dimension lässt sich darstellen durch 
Kreise unterschiedlicher Größe in den Feldern. Für 
die Bewertung von Aktivitäten nach dem Eisenho-
wer-Prinzip könnte z. B. der Aufwand der Aktivitäten 
durch die Größe der Kreise dargestellt und damit ein 
weiteres Kriterium für die Auswahl werden. 

positive Koordination 
siehe Koordination 
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Potenzial 
das Leistungsvermögen eines Mitarbeiters, einer 
Führungskraft, das sich ergibt aus Kenntnissen, Fer-
tigkeiten, Wertorientierungen und der Handlungsbe-
reitschaft, umfassend das, was als Grundlage für das 
Verhalten und für die Leistung vorhanden ist, unab-
hängig davon, ob es (mangels Motivation oder Gele-
genheit) genutzt wird oder werden kann 
(»Potenzialbereiche, Potenzialbeurteilung). Dabei 
sind "Schlüsselqualifikationen" diejenigen Elemente 
des Potenzials, die es dem Mitarbeiter ermöglichen, 
sein eigenes Potenzial weiterzuentwickeln. 

Potenzial eines Systems ist entsprechend das vor-
handene Leistungsvermögen, unabhängig davon, ob 
es genutzt wird (z. B. mangels Auslastung). Handelt 
es sich um Organisationen oder Teile davon, ist für 
die Einschätzung des Potenzials auch die Fähigkeit 
zur Weiterentwicklung ("Meta-Potenzial") zu berück-
sichtigen, ebenso die Wirkung von Gruppenprozes-
sen. 

Potenzialbereiche 
"Dimensionen"/Arten von Potenzial im Sinne der 
Befähigung von Mitarbeitern und Führungskräften, 
vor allem Gliederung des Potenzials nach Fach-, 
Methoden-, Sozial- und Persönlichkeitskompetenz. 
Mehr ...  

Potenzialbeurteilung 
Erfassung und Bewertung des Potenzials von Mitar-
beitern oder Bewerbern, um die Eignung für die künf-
tige Verwendung zu beurteilen. Eine umfassende 
Potenzialbeurteilung strebt an, Fach-, Methoden-, 
Sozial- und Persönlichkeitskompetenz einzubezie-
hen, also insbesondere nicht nur die Leistung in der 
Vergangenheit (Leistungsbeurteilung). Instrumente 
u. a. Assessment Center, strukturiertes Interview. 

Planning Programming Budgeting System 
(PPBS) 
Programmbudgetierung. Ein Planungssystem, das in 
den 60er Jahren in den USA die typische Fortschrei-
bungslogik der Haushaltspolitik („Inkrementalismus“) 
und die Input-Budgetierung durch eine Output-
Budgetierung ersetzen wollte: Entwicklung von Zie-
len und Programmen, Programme definieren ge-
wünschte Ergebnisse (Leistungen / Output oder 
Outcome), es wird ermittelt, wie viel Ressourcen 
dafür benötigt werden, und die Entscheidung wird 
dann auf der Programmebene getroffen: wollen wir 
diese Leistungen/Ergebnisse, wenn sie den definier-
ten Mitteleinsatz erfordern? Werden die Mittel ge-
kürzt, welche Leistung ist dann zu erwarten? PPBS 
galt ab 1965 (Präsident Johnson) für den US-
Bundesetat, wurde jedoch 1971 wieder abgeschafft. 

Präsentismus 
Beschäftigte kommen trotz Krankheit zur Arbeit (Ge-
gensatz: Absentismus). Gründe können sein: Angst 
vor Nachteilen oder dem Arbeitsplatzverlust, aber 
auch die Identifikation mit dem Unternehmen / der 
Behörde, Kollegialität und Verantwortungsgefühl für 
die Arbeit, die Kundschaft, die Kollegenschaft. Prä-
sentismus ist auch aus Sicht der Arbeitgebers prob-
lematisch: die Beschäftigten sind nicht voll leistungs-
fähig, erhalten aber die volle Vergütung vom Arbeit-
geber (Folge: Produktivitätsverlust); möglicherweise 
fallen sie später erneut oder sogar für längere Zeit 
aus, weil sie ihre Krankheit nicht kuriert haben (Fol-
ge: höhere Krankheitskosten), außerdem kann es 
vermehrt zu Fehlern (Folge: höhere Fehlerkosten, 
Qualitätsmängel) und zu Unfällen kommen (Folge: 
direkte und indirekte Unfallkosten, Krankheitskos-
ten). 

Preis 
1. im Sinne "Gegenleistung: 

a. das Entgelt (die Gegenleistung) für eine Wa-
re, eine Dienstleistung, ein Nutzungsrecht 
usw., meistens als Geldzahlung, aber mögli-
cherweise auch durch Verrechnung mit For-
derungen oder Gegenleistungen anderer Art. 
Die Zahlung des Preises führt zu einer 
Ausgabe, die aber nicht den Kosten entspre-
chen muss und bei Investitionen regelmäßig 
nicht entspricht. 

b. Der "Preis" als Entgelt für Leistungen der öf-
fentlichen Hand wird als Gebühr bezeichnet 
und unterliegt besonderen rechtlichen und 
wirtschaftlichen Bedingungen. 

c. Der Preis für die leihweise Überlassung von 
Kapital wird als Zins bezeichnet. 

2. im Sinne Auszeichnung für besonderen Leis-
tungen, meist nach einem Auswahlverfahren 
oder als Ergebnis eines Wettbewerbs. In dieser 
Bedeutung ist die Auslobung von Preisen ein 
Wettbewerbselement, das auch in der öffentli-
che Verwaltung verwendbar ist und Anreizwir-
kung für Verbesserungen schaffen kann, z. B. 
der Speyerer Qualitätspreis, der Europäische 
Qualitätspreis der EFQM. Eine Übersicht über 
andere Preise und Auszeichnungen gibt Wikipe-
dia. 

3. Eine wichtige Funktion des Preises ist es, Indi-
kator für die Knappheit von Gütern zu sein 
(siehe den Beitrag in Wikipedia). Der Preis gibt 
an, auf welche Menge anderer Güter man ver-
zichten muss, um das gewünschte Gut zu erlan-
gen. Diese Funktion des Preises wird in der öf-



 Online-Verwaltunglexikon olev.de 

Priorisierung Produkt 

62 Stand: 23.08.09 – 12:15. Online-Quelle: http://www.olev.de/olev.pdf 

fentlichen Verwaltung oft verkannt, wenn die In-
anspruchnahme von Ressourcen (Arbeitskraft, 
Sachmittel) als "quasi kostenlos" bewertet wird 
nach der Devise, diese Ressourcen seien ja "eh 
da". Dieser internen Funktion dienen "Verrech-
nungspreise", die die Kosten der Inanspruch-
nahme von Ressourcen widerspiegeln. 

Priorisierung 
Ordnung nach Wichtigkeit oder Bedeutung (z. B. in 
drei Kategorien: was ist besonders wichtig / vorran-
gig, was weniger wichtig / nachrangig).  »ABC-
Analyse 

Privatisierung 
1. materielle: die öffentliche Hand "entlässt" die Auf-
gaben in gesellschaftliche Verantwortung, u. U. mit 
Kontrollrechten (s. Telekom, Bahn). 2. formelle (Or-
ganisationsprivatisierung): die öffentliche Hand ver-
wendet Handlungsformen des Privatrechts, um öf-
fentliche Aufgaben wahrzunehmen, z. B. durch eine 
GmbH. Dies ist auch möglich für die Zusammenar-
beit mit Privaten (Public Private Partnership) oder als 
Instrument der Verwaltungszusammenarbeit (z. B. 
Flughafen-GmbH, getragen von den örtlichen Ge-
bietskörperschaften). 3. Finanzprivatisierung: Be-
teiligung Privater bei der Finanzierung öffentlicher 
Vorhaben, z. B. Bau von Bürogebäuden durch Priva-
te und anschließendes Leasing durch die öffentliche 
Verwaltung. 4. Vermögensprivatisierung: nicht 
benötigte Vermögensgegenstände, z. B. Grundstü-
cke, Aktien, werden veräußert. Outsourcing könnte 
als "Teilprivatisierung" bezeichnet werden, es wer-
den Teilleistungen von anderen bezogen ("Fremd-
vergabe"), damit verringert sich die Leistungstiefe, 
Aufgabe und (Gesamt-)Verantwortung bleiben aber 
in öffentlicher Hand. 

Die begrifflichen Abgrenzungen werden zunehmend 
schwieriger, wenn Teilleistungen (vor allem 
Querschnittsaufgaben) auf andere öffentliche Ein-
richtungen gegen Kostenerstattung übertragen wer-
den (ggf. systematisiert als Shared Service Center), 
also "Outsourcing" auf andere öffentliche Einrichtun-
gen stattfindet, die dabei u. U. im Wettbewerb mit 
anderen öffentlichen oder privaten Anbietern auftre-
ten. So könnte die Abwicklung der Beihilfe durch 
unterschiedliche Behörden oder aber durch private 
Anbieter erfolgen. 

proaktiv 
frühzeitiges und differenziertes Vorbereiten auf min-
destens zwei unterschiedliche Umweltkonstellationen 
oder bewusstes Gestalten ausgewählter strategi-
scher Tatbestände in eine Richtung (Initiativaktivität) 
(nach Ch. Scholz, PersManagement, 5. Aufl., 2000, 

S. 89). Auslöser proaktiver Managementaktivitäten 
könnten auch absehbare interne Entwicklungen sein, 
z. B. die voraussehbare Entwicklung des Personal-
bestandes bei unterschiedlichen Konstellationen auf 
dem Ausbildungsstellen- oder Arbeitsmarkt, oder 
allgemeine Entwicklungen wie 
Umwelt- und demografische 
Veränderungen. Proaktives Ver-
halten ist das höchste 
Aktivitätsniveau, es unterschei-
det sich von passivem (keine Verhaltensänderung), 
reaktivem und aktivem Verhalten, siehe Aktivitäts-
niveaus. 

Problem 
eine Situation, in der die Erreichung eines Zieles 
nicht über ein bekanntes Handlungsmuster möglich 
ist. Ein Problem setzt also immer eine als wesentlich 
empfundene Soll-Ist-Abweichung (Abweichung des 
Ist-Zustandes von einem Ziel oder einer aus dem Ziel 
abgeleiteten Soll-Größe) voraus. Ziel kann auch ... 
Mehr ...  

Problemlösungsprozess 
Der gesamte Prozess von Problemdefinition, 
Planung, Entscheidung, Durchführung und Kontrol-
le/Evaluation, der zur Lösung eines Problems führen 
soll. Umfangreichere Problemlösungsprozesse erfol-
gen i. d. R. als Projekte mit Projektmanagement. Für 
die Optimierung von Geschäftsprozessen existiert 
mit PAS 1021 eine spezifisches Vorgehensmodell. 

Procurement 
englische und fachsprachliche Bezeichnung für Be-
schaffung und das Beschaffungswesen, d. h. die 
Deckung des Bedarfs an Sachgütern, Dienstleistun-
gen und Rechten für die Auftragserfüllung bzw. die 
Erbringung der Leistungen, die Aufgabe der Einrich-
tung sind, einschließlich der dafür erforderlichen 
internen (Dienst-) Leistungen 
(Querschnittsaufgaben). 

Produkt  
1. Die nach außen abgegebene Leistung, die nach 

Art und Menge beschrieben werden kann und de-
ren Erbringung Zweck des Betriebes/der Verwal-
tung ist oder die zur Zweckerfüllung beitragen soll 
(Output im Sinne des Systemmodell). Kurzformel: 
"Was für wen". 

Produkt kann sein 

o ein Gut, eine Ware (Buch, Auto), 

o eine Dienstleistung : Transport von Personen, 
Beratungsleistung eines Fachmannes, Aus-
kunft, Ausbildung/Weiterbildung, auch ein 
Bescheid, Verwaltungsakt. 

Alles Leben  
ist Problemlösen. 

Karl Popper
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o In der öffentlichen Verwaltung sollte mit der 
Definition von Produkten die Beziehung zum öf-
fentlichen Auftrag, also dem "Wozu" der Leistung 
(= Wirkung / Outcome) hergestellt werden. 

2. Nach dem Handbuch der Standard-KLR des 
Bundes: "…das Ergebnis einer bestimmten Abfol-
ge von vorher definierten Aktivitäten …mit einem 
definierbaren Wert oder Nutzen für den Empfän-
ger. Zusätzlich soll ein Produkt für die Steuerung 
der Wirtschaftlichkeit der jeweiligen Behörde 
sinnvoll und geeignet sein." 

In der KLR wird zwischen externen Produkten 
(Leistungsabgabe an externe Kunden, z. B. die 
Bürger) und internen Produkten (insbesondere 
den Leistungen der Querschnittseinheiten / der 
"Inneren Verwaltung" an "interne" Kunden) unter-
schieden. 

3. Nach ISO 8402: Das Ergebnis von Tätigkeiten 
und Prozessen. 

4. Im Sprachgebrauch des Qualitätsmanagement 
nach ISO 9000 ff. wird als Produkt das "externe 
Produkt" verstanden, die Leistung an den exter-
nen Kunden. Daran orientieren sich die Anforde-
rungen der Norm. 

Mehr ...  

Produktbericht 
Bericht im Rahmen des operativen Controlling, der 
für die laufende Berichtsperiode (das laufende Jahr) 
monatlich oder vierteljährlich Kennzahlen zum 
Produkt möglichst übersichtlich und aussagekräftig 
darstellt, z. B. nach dem Muster des Controller-
Vereins (Beispiel für die öffentliche Verwaltung).  

Produkt: 

• Was Art der Leistung  
(Menge, Qualität, Zeit, Ort) 

• für wen Kunde / Bürger / Adressat  
(ggf. Kundengruppen) 

möglichst auch 

• wozu Wirkung (subjektive / objektive 
Wirkung, Zweck der Leistung) 

ggf. zusätzlich  

• wie Servicequalität 
("Kundenfreundlichkeit")  

Ausführlichere Festlegungen (z. B. zu Qualität, 
Wirkung der Produkte und Servicequalität/Kunden-
freundlichkeit) sind vor allem bei Produktdefinitionen 

für KLR und Controlling gängig und sinnvoll - je nach 
dem Zweck, zu dem Produktdefinitionen erfolgen. 

Produkthaushalt 
Bewilligung von Finanzmitteln bezogen auf die zu 
erbringenden Leistungen, den Output. Damit wird die 
Outputsteuerung verwirklicht und damit ein wesentli-
chen Anliegen eines modernen Managements öffent-
licher Angelegenheiten (Public Management, NSM, 
WoV) in Abkehr von der traditionellen 
Inputsteuerung. Eine konsequente Weiterführung 
wäre die Verknüpfung der Finanzmittel mit 
Wirkungen (Outcome) und damit die Outcome-
Budgetierung. 

Während die Bundesländer z. T. konsequent diese 
Steuerung einführen (siehe z. B. das Konzept in 
NRW), sind im Bund die ohnehin fragwürdigen An-
sätze inzwischen eingestellt worden. Mehr ... 

Produktion 
1. Die Erzeugung von Gütern oder Dienstleistungen. 
2. Die zweite Phase im betrieblichen Leistungspro-
zess, betriebliche Grundfunktion 

Produktionsfaktoren / Inputfaktoren 
die "Inputs" der Produktion, Sachgüter und Leistun-
gen, die in den Produktionsprozess eingehen: 
menschliche Arbeit (dispositive und ausführende), 
Betriebsmittel, Werkstoffe, Informationen. Der Pro-
duktionsprozess wird auch beschrieben als Kombi-
nation der Produktionsfaktoren durch dispositive 
Arbeit. Unterscheide davon die Produktionsfaktoren 
der VWL (Arbeit, Boden, Kapital). Mehr ...  

Produktivität 
Mengen- oder wertmäßige Ergiebigkeit der 
Produktion (Leistungserstellung), gemessen als Ver-
hältnis von Leistung (Ergebnis) zur Menge der ein-
gesetzten Produktionsfaktoren. Für die Steuerung 
der Produktion wichtig ist oft die Kenntnis der Pro-
duktivität der einzelnen Produktionsfaktoren, z. B. 
der Arbeitsproduktivität. 

Produktmanagement 
Organisationsstruktur, bei der die erfolgsbezogene 
Verantwortung für ein Produkt (einschl. Arten von 
Dienstleistungen) bestimmten Stellen oder Organisa-
tionseinheiten übertragen ist, die Verrichtungen je-
doch weiterhin bei anderen Einheiten liegen 
(»Matrixorganisation). Der Produktmanager hat also 
vor allem Koordinationsaufgaben. 

Prognose, Szenariotechnik 
Vorhersage eines Ereignisses, eines Zustandes oder 
einer Entwicklung. Die Prognose kann sich beziehen 
auf das System / den Betrieb / die Behörde (z. B. 
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